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Heute als Beilage in der
Zeitschrift Wochenblatt!

(red). Seit rund fünf Jahren
gibt es einen Sonderpara-
grafen in Deutschland, den
Paragrafen 188 Strafgesetz-
buch, der eigens eingeführt
wurde, Beleidigungen, üble
Nachrede oder Verleum-
dungen gegen Personen
des politischen Lebens
schärfer sanktionieren zu
können. Das Problemati-
sche an Paragraf 188 ist,
dass er anders als die nor-
male Beleidigung nach Pa-
ragraf 185, die es bereits
gibt, kein sogenanntes An-
tragsdelikt ist. Das heißt,
bei Paragraf 188 ermitteln
die Behörden von sich aus,
bei Paragraf 185 müsste ein
Politiker selbst tätig werden
und einen entsprechenden
Strafantrag stellen.

Zwei-Klassen-Gesell -
schaft
Mit anderen Worten, eine
normale Beleidigung, Ver-
leumdung oder üble Nach-
rede – all dies ist im Grunde
genommen völlig überflüs-
sig – wird härter bestraft,
wenn sie eine im politischen
Leben stehende Person be-
treffen. Die Voraussetzung
dafür ist, dass die „im poli-
tischen Leben des Volkes

Koordinatensystem stimmt nicht

Politikerbeleidigung – bis zu drei Jahre Freiheitsstrafe
Widerstand gegen Polizeibeamte – bis zu drei Jahre Haft
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stehende Person“ beson-
ders zu schützen ist, wenn
Äußerungen geeignet sei-
en, das „öffentliche Wir-
ken“ dieser Person „erheb-
lich zu beschweren.“ Bis
heute hat allerdings noch
niemand überzeugend er-
klären können, wie eine
einfache Beleidigung eines
Politikers dessen Wirken als
politische Person beein-
trächtigen können soll.

Bundestag ist
keine „Puppenstube“
Jetzt gibt es allerdings Be-
wegung in der Sache. CDU-
Generalsekretär Carsten
Linnemann hat kürzlich zu
dieser Sondergesetzrege-
lung erklärt, dass der Bun-
destag schließlich keine
Puppenstube sei, man sich
also mit entsprechenden
Beschimpfungen arrangie-
ren müsse, wobei es prinzi-
piell immer eine Grenze des
guten Geschmacks gibt.

An Fahrt aufgenommen
haben einige Entscheidun-
gen von Gerichten, die
Zweifel daran lassen, ob die
Meinungsfreiheit wirklich
gewährleistet ist. Wenn
FDP-Politikerin Strack-Zim-
mermann mehr als 2000 An-

zeigen wegen Beleidigun-
gen gegen sie verfolgen
ließ, so hat dies unter an-
derem mit Sicherheit auch
einen Grund, die Meinungs-
freiheit des Einzelnen de
facto zu beschränken. Be-
kannteste Beispiele für die-
se gefühlte Form der Ein-
schränkung der Meinungs-
freiheit eine Hausdurchsu-
chung bei einem Mann, der
den damaligen grünen
Wirtschaftsminister Robert
Habeck „Schwachkopf“
nannte. Aktuelles Beispiel
ein rechtskräftiger Strafbe-
fehl, weil ein Bürger Bun-
deskanzler Friedrich Merz
als „Lügenfritz“ bezeichnet
hatte. Wenn man das nicht
mehr sagen darf, ist die
Meinungsfreiheit im Prinzip
eingeschränkt.

Es gibt genügend Beispie-
le in der Politik, wo Politi-
ker, unabhängig von der
Partei, vor den Wahlen dies
und jenes hoch und heilig
versprochen hatten, um
nach der Wahl genau das
Gegenteil zu machen. Man
kann es staatstragend for-
mulieren. Eine Zusage wur-
de nicht eingehalten. Man
kann es aber auch volksnah
formulieren. Hier ist einfach

gelogen worden. Die Wir-
kung auf den Bürger ist die
gleiche.

Bis zu drei Jahre
Freiheitsstrafe
Wenn also das „öffentliche
Wirken“ erschwert ist, kön-
nen Bürger mit einer Geld-
strafe oder bis zu drei Jah-
ren Freiheitsstrafe belangt
werden. Ein deutlich höhe-
res Strafmaß als bei dem
„normalen“ Paragrafen
185. CDU-Fraktionsvize
Günter Krings plädierte da-
her für eine einheitliche
Regelung für alle Bürger
und dafür, dass Beleidigun-
gen gegen Politiker künf-
tig nicht mehr von Amts
wegen verfolgt werden
können, sondern nur noch,
wenn der Geschädigte pro-
aktiv selbst Strafantrag
stellt. Außerdem wolle er
den Strafrahmen auf drei
Jahre setzen, egal ob es ei-
nen Politiker betreffe oder
nicht. AfD, FDP, BSW haben
Zustimmung signalisiert,
wobei letztere das leicht
fordern können, da sie nicht
im Bundestag sind. Inwie-
weit die SPD mitzieht, ist
derzeit völlig offen.

(red). Bezogen auf das Jahr
2025 hat kein europäisches
Land so viele Flüchtlinge/
Migranten aufgenommen
wie Deutschland. Laut dem
Flüchtlingshilfswerk der
Vereinten Nationen (UNH-
CR) sind dies rund 2,7 Milli-
onen, darunter ca. 1,2 Mil-
lionen Ukrainer, zu einem
Teil ohne jeden Zweifel be-
rechtigt, rund 870.000 Sy-
rer, knapp 300.000 Afgha-
nen. Alles in allem offiziell
2,7 Millionen, die sich als
Flüchtlinge in diesem Jahr
in Deutschland aufgehalten
haben.

Europäische Rückreise-
welle von Syrern und Af-
ghanen
Was erstaunlich oder wenn
man dies in Ruhe analysiert,
nicht erstaunlich ist, ist die
Tatsache, dass – losgelöst
von Deutschland – alleine
nur in diesem Jahr rund
550.000 Syrer und rund
680.000 Afghanen aus ih-

Kein Land in Europa hat mehr Flüchtlinge
aufgenommen als Deutschland

2,7 Millionen – Doch stimmt die Statistik?

ren jeweiligen europäi-
schen Aufnahmeländern in
die Heimat zurückgekehrt
sind. Von den rund 1,2 Mil-
lionen eingereisten Syrern
und Afghanen, sind im Ge-
gensatz zu anderen Län-
dern, aus Deutschland erst
wenige Tausend in ihre Hei-
mat zurückgekehrt. Die
Gründe dafür dürften auf
der Hand liegen. Es geht um
das sehr üppige Sozialsys-
tem. Die Leistungen, die
deutsche Staatsbürger und
Arbeitnehmer, auch aus
dem Ausland, hier erbrin-
gen, sind so hoch, dass kei-
nerlei Anreize gegeben
sind, beim Wiederaufbau
der Heimat nach veränder-
ten politischen Bedingun-
gen ihren Beitrag zu leis-
ten.

2,7 Millionen oder eher
5 Millionen?
Was in diesen Zahlen der
UN nicht enthalten ist, sind
geschätzte 2 bis 2,5 Millio-

nen, die in den letzten zehn
Jahren in der Regel
ebenfalls als Asylbewerber
kamen, in der Zwischenzeit
„dank“ eines Deutschland
benachteiligenden Einbür-
gerungswesens eingebür-
gert wurden oder andere
Aufenthaltstitel innehaben,
so dass sie nicht mehr als
Flüchtlinge zählen.

Überzogene Zuwande-
rung als Grundlage der
Probleme im Gesund-
heits- und Sozialbereich
Man muss wahrlich kein
Mathematiker sein, um aus-
zurechnen, was diese Ein-
wanderung in die Sozialsys-
teme Deutschlands kostet
und welche Folgen daraus
entstehen.

70 Milliarden Euro verur-
sacht das Bürgergeld, das
jetzt kosmetisch Grundsi-
cherung heißt. Rund 50 Pro-
zent der Bezieher sind Aus-
länder. Addiert man Men-
schen mit Migrationshinter-

grund hinzu, dürfte der
Anteil bei ca. 70 Prozent lie-
gen.

Fortsetzung Seite 2
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Strafrahmen wegen Wi-
derstand gegen Polizei-
beamte nur drei Jahre
Es steht in keinem Verhält-
nis, wenn ein Strafrahmen
für Beleidigungen auf bis zu
drei Jahre ausgedehnt wird,
wenn man weiß, dass aktu-
ell der tätliche Widerstand
gegen Bundespolizisten,
Polizeibeamte, Rettungs-
kräfte auch nur bis maxi-
mal drei Jahren Haft geahn-
det werden kann.

Mindeststrafe nötig
Das Problem von Strafrah-
men ist, dass vieles in das
Ermessen der urteilenden
Richter gestellt ist. Und da
gibt es eine große Band-
breite privater Vorlieben.
Die einen schöpfen gele-
gentlich den Strafrahmen
aus, die anderen bewegen
sich am unteren Strafrah-
men. Über die Motivation
kann man trefflich speku-
lieren. Damit tätliche An-

griffe nicht mehr mit Sozi-
alstunden abgegolten wer-
den können, müssten im
Rahmen der Unabhängig-
keit der Justiz, die natür-
lich zwingend nötig ist,
Mindeststrafen eingeführt
werden. Je nach Schwere
des Deliktes von entweder
einem oder aber zwei Jah-
ren, so dass Urteile darunter
nicht mehr möglich sind.

Es ist kein Kavaliersdelikt,
wenn Polizeibeamte in Aus-
übung ihrer Tätigkeit mit
Zwillen beschossen, körper-
lich angegriffen, mit Stei-
nen beworfen werden und
vieles andere mehr und sie
damit Gefahr laufen, ihre
körperliche Unversehrtheit
zu verlieren. Ein Angriff auf
Polizeibeamte und Ret-
tungskräfte ist ein Angriff
auf diesen Staat, der der
Polizei das Gewaltmonopol
übereignet hat, und zwar
im Sinne der Aufrechterhal-
tung der Inneren Sicherheit.
Ohne Sicherheit gibt es kei-
ne Freiheit. Und deshalb

kann und muss man Poli-
zeibeamten unendlich
dankbar dafür sein, dass sie
durch ihre Arbeit die indi-
viduelle Freiheit eines jeden
Bürgers garantieren, auch
solcher Schreihälse und
hasserfüllten Demonstran-
ten, die sie auf Demonstra-
tionen mit Gegenständen
unterschiedlichster Art trak-
tieren. Ein klarer Dank an
die Polizei deutschlandweit

.
Dobrindt will Strafmaß
auf maximal fünf Jahre
anheben
Bundesinnenminister Ale-
xander Dobrindt (CSU) ist
bekannt für eine klare Li-
nie im Bereich der Inneren
Sicherheit, nicht nur im Be-
reich der Bekämpfung des
Asyls, sondern auch in der
Unterstützung der Polizei in
ihrer Gesamtheit. Wenn es
deutschlandweit über
100.000 Angriffe, Straftaten
gegen Polizeibeamte und
Bundespolizisten gibt, stei-
gende Tendenz, jeden Tag

Messerangriffe und vieles
andere mehr, dann muss
man juristisch zumindest
soweit es geht diejenigen
schützen, die uns als Bürger
schützen. Das fängt mit den
Polizeibeamten im Schicht-
dienst an, geht über die Bun-
despolizisten an den Haupt-
bahnhöfen und weiter über
Bedienstete und Sicherheits-
personal in den Zügen.

Geht es nach Dobrindt soll
das Strafrecht angepasst
werden, damit Wider-
standshandlungen stärker
geahndet werden können.
Ihm schwebe, so Dobrindt,
vor, das Strafmaß auf maxi-
mal fünf Jahre anzuheben,
was richtig ist, wobei,
vielleicht kann man das im
Laufe des Gesetzgebungs-
verfahrens noch einfließen
lassen, Mindeststrafen ver-
ankert werden sollten. Die
Gewerkschaft der Polizei in
Person ihres Bundesvorsit-
zenden Jochen Kopelke be-
grüßte diesen Schritt aus-
drücklich.

Kein Land in Europa hat mehr Flüchtlinge
aufgenommen als Deutschland

2,7 Millionen – Doch stimmt die Statistik?

Rund 40 bis 50 Milliar-
den für den Asylbereich
pro Jahr für Bund, Län-
der und Kommunen.

12 bis 15 Milliarden Un-
terfinanzierung der
Krankenkassen.
Wenn so viele Menschen,
häufigst ohne fachliche
Qualifikation, in das deut-
sche Sozialsystem aufge-
nommen werden, dazu zäh-
len natürlich auch die Kran-
kenkassen, heißt das, dass
zugewanderte Menschen,
wenn sie krank sind, auch
entsprechend versorgt wer-
den müssen. Bekannt ist
allerdings auch, dass viele
das System sehr gut für sich
zu nutzen wissen, ob es sich
um Zahnoperationen, Ope-
rationen an den Gliedma-
ßen, Untersuchungen und
vieles andere mehr handelt.

Fortsetzung von Seite 1 Die Krankenkassen zahlen.
Diese Kosten werden den

Kassen nur unvollständig
vom Bund erstattet, und
zwar in einer Größenord-
nung von ungefähr 140
Euro pro Monat und Per-
son. Nötig wären nach Auf-
fassung der Krankenkassen
Beträge in der Größenord-
nung von 300 bis 400 Euro.
Diese müssten ordnungspo-
litisch, und da haben die Kas-
sen recht, von der Gesamt-
zahl der Steuerzahler ge-
zahlt werden und nicht von
den Versicherten. Wäre das
so, gäbe es keine finanziel-
len Probleme in dieser Grö-
ßenordnung bei den Kassen.

Weitere Probleme
Wenn in einer geschätzten
Größenordnung von 5 Mil-
lionen Menschen Zuzug
nach Deutschland erfolgt,
bedeutet dies eine drama-
tische Anspannung auf dem

Wohnungsmarkt. Jeder
möchte irgendwann in ei-
genen Räumlichkeiten le-
ben. Da nicht genügend
Wohnraum vorhanden ist,
auch in den letzten Jahren
zu wenig gebaut wurde,
steigen im Sinne von Ange-
bot und Nachfrage natür-
lich die Wohnungskosten,
die im Übrigen bei den Be-
ziehern des Bürgergeldes
vom Staat komplett über-
nommen werden.

Die Kriminalitätsstatisti-
ken sagen, nicht interpre-
tierbar, sehr deutlich aus,
dass Ausländer, sehr pau-
schal formuliert, deutlich
überproportional kriminell
in Erscheinung treten, es
Deliktfelder gibt, wo die
Kriminalitätsrate, gemessen
an der Bevölkerungszahl,
zehnmal höher ist als unter
Deutschen. Verstöße gegen
das Asylgesetz nicht berück-
sichtigt. Und es ist auch eine

Binsenweisheit, dass Kinder,
die in die Schulen kommen
und nicht in der Lage sind,
auch nur ansatzweise adä-
quates Deutsch zu spre-
chen, dazu beitragen, das
Bildungsniveau deutlich zu
senken. Auch dies keine
neue Erfindung. Die Pisa-
Studie aus dem Jahr 2000
hat dies bereits ergeben.
Niemand wollte dies wahr-
haben.

Wenn man sich heute ak-
tuelle Studien anschaut, ist
das Wehklagen groß, dass
von Studie zu Studie die
Leistungen abnehmen. Dies
muss niemanden ernstlich
wundern, bei allem Engage-
ment der Pädagogen. Der
Schlüssel für die Lösung der
genannten Probleme liegt in
diesen Zahlen. Wenn es nicht
gelingt, diese Zahlen signifi-
kant zurückzuführen, geht
Deutschland einen schweren
Weg.

Bärbel Bas (SPD)

Ohne Zuwanderung wäre Deutschland „einheitsbraun“
(red). Wer solche Politiker
an der Spitze einer Partei
hat, muss sich nicht wun-
dern, wenn die Umfrage-
werte heruntergehen.
Jüngst lag die SPD, natür-
lich immer leicht schwan-
kend, bei sage und schrei-
be 11 % und Bärbel Bas
trägt alles dazu bei, die
Werte weiter nach unten zu
treiben. Jüngste Entglei-
sung nach der sinnfreien,
kürzlich erfolgten Behaup-
tung, es gebe keine Migra-
tion in die Sozialsysteme ist
die Unverschämtheit, den
deutschen Bürgern gegen-
über zu erklären, wenn es
keine Zuwanderung gäbe,
würde Deutschland im ein-

heitsbraun versinken, so auf
einer Veranstaltung der Mi-
grationslobby ausgeführt.
Damit Deutschland nicht
braun werde, so Bas, brau-
che man Zuwanderung,
braun ist das Synonym für
Nazis. Bärbel Bas sollte sich
bei den Deutschen, kürzlich
in der Tagesschau als „nicht
Migranten“ bezeichnet,
entschuldigen, denn diese
Unterstellung ist einfach
nur infam. Aus der
Bas´schen Logik heraus
braucht man eine Vielfalt
unterschiedlicher Kulturen
in Deutschland und Einwan-
derung, um das deutsche
„Braune“ einzuhegen. Bär-
bel Bas muss sich nicht grä-

men, die Deutschen werden
noch in diesem Jahrhundert
zur Minderheit im eigenen
Land. Thilo Sarazzin, ehe-
maliger SPD-Senator von
Berlin, dann aus der SPD
ausgeschlossen, hatte 2010
völlig Recht, als er formu-
lierte „Deutschland schafft
sich ab“. Ein Blick auf die
Demographie zeigt dies
sehr deutlich. Der Anteil
von Menschen mit Migrati-
onshintergrund und der
Anteil von Ausländern liegt
mittlerweile in Deutschland
bei ca. 25-30%, Tendenz
steigend. Wenn man 20 Jah-
re weitergeht, ist ein Groß-
teil der Babyboomer-Gene-
ration vermutlich nicht

mehr unter den Lebenden.
Die Geburtenrate der Deut-
schen ist unterdurchschnitt-
lich, die Geburtenrate bei
Ausländern und Migranten
überdurchschnittlich. Hinzu
kommen Asylbewerber, Zu-
wanderer ins Sozialwesen,
Familienzusammenführung
und anderes mehr. Der
Kipppunkt, dazu muss man
kein Prophet sein, dürfte
vermutlich bei 2050, oder
spätestens 2060 liegen. Bär-
bel Bas darf dann jubeln.
Die Entnazifizierung des
„Einheitsbraunen“ Deut-
schen ist dann vollendet
und die Gefahr eines „brau-
nen“ Deutschland ist ge-
bannt.
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Am Streit zwischen Bund und Ländern am Beispiel der Ukraine sieht man,
welche Kosten mit Bürgergeldempfängern bzw. Asylbewerbern verbunden sind
(red). Wenn man drüber
berichtet, dass bundesweit
Bürgergeldempfänger ca.
70 Milliarden Euro pro Jahr
kosten, Asylbewerber in der
Größenordnung von 40 – 50
Milliarden Euro für Bund,
Länder und Gemeinden,
dann sind das vergleichs-wei-
se abstrakte Zahlen, die auf-
grund der Höhe nur schwer
begreifbar gemacht werden
können.

Bund und Länder
streiten um das Geld
am Beispiel der Ukraine
Als die ersten Ukrainer im
Jahre 2022 nach Deutschland
als Flüchtlinge kamen, da
war sich die Ampel darin ei-
nig, die in der Tat Schutzsu-
chenden seinerzeit überwie-
gend Frauen und Kinder,

nach dem Bürgergeldan-
spruch zu alimentieren und
nicht nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz. Letzteres
hätte bedeutet pro Monat
120 Euro weniger finanziel-
len Aufwand. Mittlerweile
haben wir ca. 1.4 Millionen
Ukrainer in Deutschland,
etwa 660.000 erhalten Bür-
gergeld, heute heißt dies
Grundsicherung, nicht viel-
mehr als Kosmetik.

Der Bund plant, die nach
dem 1. April 2025 nach
Deutschland gekommenen
Ukrainer nicht mehr nach
dem Bürgergeld zu bezah-
len, sondern nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz.
Entscheidender Unterschied
ist: beim Bürgergeld zahlt
der Bund, im Asylbewerber-
leistungsgesetz sind es die

Länder und die Kommunen.
Dass dieser sogenannte
Rechtskreiswechsel sinnvoll
ist, wird von allen Beteilig-
ten, Bund und Ländern un-
eingeschränkt befürwortet.

Es geht immer
nur ums Geld
Der Bund hat den Ländern
angeboten pauschal für je-
den Ukrainer 11.500 Euro
pro Jahr zu zahlen. Die Lan-
desfinanzminister gehen
allerdings davon aus, dass die
Kosten für die Unterbrin-
gung und Asylbewerberleis-
tungsbezüge bei 13.500 Euro
pro Jahr liegen und an die-
ser Stelle kann man Ukrai-
ner ersetzen durch Syrer, Tür-
ke, Afghane und viele ande-
re Nationen auch. Wobei die
Landesfinanzminister davon

ausgehen, dass wir wegen
der gestiegenen Lebenshal-
tungskosten, sogar 15.000
bis 17.000 Euro pro Asylbe-
werber und Jahr entstehen.

Wer bestellt, bezahlt
Die Länder, darunter Hessen,
Bayern und andere Bundes-
länder sagen völlig zurecht
an die Adresse des Bundes
„wer bestellt, der bezahlt“,
das ist das sogenannte Kon-
nexitätsprinzip. Deshalb die
klare Forderung an den
Bund, die Summe auch 1:1
zu übernehmen, zumal das
ganze im Koalitionsvertrag
festgehalten ist. Warum der
Bund das nicht macht, er-
schließt sich offen gestan-
den nicht. Denn würde er
den niedrigeren Asylbewer-
berleistungssatz an die Län-

der zahlen, spart er gleich-
wohl genau diese 120 Euro
bei jedem Ukrainer. Also
ungefähr knapp 1 Milliar-
de Euro. Die geplante Än-
derung, die eigentlich zeit-
nah in Kraft treten sollte,
wird vermutlich aus ge-
nannten Gründen nicht
kommen.

Fehlanreize
Auch wenn Bundesarbeits-
ministerin Bärbel Bas (SPD)
erklärt hatte, es gäbe keine
Einwanderung in die Sozi-
alsysteme Deutschlands,
auch bei diesem Beispiel
wird deutlich, dass es ge-
nau um diese handelt. In al-
len anderen Staaten Euro-
pas ist der Satz für aufge-
nommene ukrainische
Flüchtlinge deutlich !! nied-

riger. Im Umkehrschluss ist
dort die Arbeitsquote, der
aufgenommenen Ukrainer
teilweise doppelt so hoch,
wie in Deutschland. Dies hat
man mittlerweile erkannt
und deshalb ist es im Grund-
satz richtig, über diesen
Spurwechsel in Richtung
Asylbewerberleistungsge-
setz, nicht nur nachzuden-
ken, sondern tatsächlich zu
entscheiden. Unabhängig
davon sollte man jungen
Ukrainer im wehrfähigen
Alter, die gerade in den
letzten 2 Jahren zuneh-
mend gekommen sind,
deutlich machen, dass sie in
der Ukraine nicht nur in der
Armee, sondern auch in der
Wirtschaft, in der Rüstung
und woanders dringender
denn je gebraucht werden.

Unterhaltsvorschuss

Deutschland zahlt 3,2 Milliarden Euro
(red). Wenn Eltern sich tren-
nen, ist das prinzipiell eine
einschneidende Maßnahme
für die Kinder, denn es ist
immer mit Verlust und Ver-
änderung einhergehend. In
der Regel ist es so, dass
meistens die Kinder bei der
Mutter bleiben und leider
so manche Väter sich ihrer
finanziellen Verantwortung

entziehen, indem sie ange-
ben, über zu wenig Einkom-
men zu verfügen, um die
Restfamilie finanziell unter-
stützen zu können.
In diesem Fall springt der
Staat zu Recht zunächst
einmal ein, damit beispiels-
weise eine alleinerziehen-
de Mutter, neben allen an-
deren Sorgen, nicht in fi-

nanzielle Not gerät. Bund
und Länder, die dieses Geld
in der Regel aufbringen,
zahlten im letzten Jahr
rund 3,2 Milliarden Euro,
Tendenz steigend, 550 Mil-
lionen Euro mehr (!) im Ver-
gleich zu 2023. Die soge-
nannte Rückgriffsquote hat
im letzten Jahr bei mickri-
gen 17 Prozent gelegen,

also 545 Millionen Euro. Al-
les andere konnte mehr
oder weniger abgeschrie-
ben werden.
Hier ist dringender Hand-
lungsbedarf, denn es ist
kein Geheimnis, dass viele
zum Unterhalt Verpflichte-
te sich gegenüber dem Fi-
nanzamt und den zustän-
digen Behörden „arm rech-

nen“. Es ist auch zu prü-
fen, ob der Selbstbehalt
nicht dramatisch reduziert
werden muss. Es kann
nicht sein, dass häufig
genug Väter sich ihrer fi-
nanziellen Verantwortung
der Familie gegenüber
entziehen und dies dem
Steuerzahler aufbürden.
Damit muss Schluss sein.

Das spricht für uns:
Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

110000 Exemplare
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Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

-Anzeige--Anzeige-

Neuer Bürgermeister für Wetzlar

Die Stadt Wetzlar hat einen
neuen Bürgermeister. Der
CDU-Stadtverbands- und
Fraktionsvorsitzende Mi-
chael Hundertmark wurde
in der Sitzung der Stadtver-
ordnetenversammlung am
16. Juni mit 40 von 58 Stim-
men zum neuen Bürger-
meister der Stadt Wetzlar
gewählt.

Für die CDU-Fraktion ist
diese Wahl ein wichtiger
Schritt für die Zukunft un-
serer Stadt. Nach der erfolg-
reichen Kommunalwahl
und der Bildung der Koali-
tion aus CDU und SPD kann
nun die gemeinsame Arbeit
für Wetzlar fortgesetzt wer-
den. Mit der Wahl des Bür-
germeisters sind wichtige
personelle Weichen für die
kommenden Jahre gestellt
und die Grundlage geschaf-
fen, die Herausforderungen
unserer Stadt gemeinsam
anzugehen.

In seiner Antrittsrede
machte Michael Hundert-
mark deutlich, wie er sein
neues Amt versteht. Er
sprach von einem Auftrag,
„der Haltung, Klarheit und
Einsatz verlangt“, und stell-
te dabei die Verantwortung
gegenüber den Bürger-
innen und Bürgern unserer
Stadt in den Mittelpunkt.
Besonders eindrucksvoll
waren seine Worte zu sei-
ner Verbundenheit mit
Wetzlar: „Wetzlar ist mei-
ne Heimat. Hier bin ich ge-
boren, hier bin ich aufge-
wachsen, hier habe ich ge-
lernt, was Zusammenhalt
bedeutet – und was es
heißt, Verantwortung zu
übernehmen.“

Auch die neue Zusam-
menarbeit zwischen CDU
und SPD spielte in seiner
Rede eine wichtige Rolle.
Michael Hundertmark be-
zeichnete sie als ein Signal
für Stabilität und Verläss-
lichkeit sowie für den Mut,
gemeinsam neue Wege zu
gehen. Diese Bereitschaft,
Verantwortung zu über-
nehmen und über bisheri-
ge Grenzen hinweg zusam-

Stadtverordnetenversammlung wählt neuen
Bürgermeister und die ehrenamtlichen Stadträte

menzuarbeiten, war ein
entscheidender Grund für
die Bildung der neuen Koa-
lition.

Mit Blick auf die kommen-

den Jahre machte der neue
Bürgermeister deutlich,
dass die Herausforderun-
gen für Wetzlar groß sind.
Sein Anspruch sei es jedoch,
nicht nur zu verwalten, son-

dern aktiv zu gestalten. Ge-
meinsam wollen wir die wirt-
schaftliche Stärke unserer
Stadt sichern, Wetzlar wei-
terentwickeln und die Anlie-
gen der Bürgerinnen und
Bürger in den Mittelpunkt
unserer Arbeit stellen.

Neben der Wahl des Bür-

germeisters fand eine wei-
tere wichtige Wahl statt.
Die Stadtverordnetenver-
sammlung wählte die eh-
renamtlichen Stadträtinnen

und Stadträte für den Ma-
gistrat der Stadt Wetzlar.
Für die CDU gehören künf-
tig Petra Weiß, Thomas
Heyer, Bernhard Noack und
Klaus Scharmann dem Ma-

gistrat an. Sie werden ihre
Erfahrung und ihr Engage-
ment in die Arbeit des Ma-
gistrats einbringen und Ver-
antwortung für die weite-
re Entwicklung unserer
Stadt übernehmen.

Mit der Wahl des Bürger-
meisters und der ehrenamt-

lichen Stadträte sind nun
wesentliche personelle Vo-
raussetzungen geschaffen,
um die politischen Schwer-
punkte der neuen Wahlpe-
riode umzusetzen. Weitere
Entscheidungen zur perso-
nellen Aufstellung des Ma-
gistrats werden nach der
Sommerpause folgen.

Für die CDU endet mit der
Wahl von Michael Hundert-
mark zugleich ein wichtiges
Kapitel in der Arbeit der
Stadtverordnetenversamm-
lung. Seit 2017 hat er als
Fraktionsvorsitzender die
politische Arbeit der CDU-
Fraktion maßgeblich ge-
prägt. Dass er nun als Bür-
germeister Verantwortung
für die gesamte Stadt über-
nimmt, ist für uns Freude
und Verpflichtung zugleich.
Wir bedanken uns für die
Zeit an der Spitze der Frak-
tion und freuen uns darauf,
den gemeinsamen Weg
auch in den neuen Rollen
engagiert und konstruktiv
fortzusetzen.

Die CDU-Fraktion gratu-
liert Michael Hundertmark
sowie allen gewählten eh-
renamtlichen Stadträten
herzlich und freut sich auf
die gemeinsame Arbeit in
den kommenden Jahren –
für die Zukunft unserer
Stadt.

Wie masochistisch muss man eigentlich sein?
50.000 Euro Steuergelder für Buch „Feministisch morden“

(red). Diese Republik wird
immer verrückter. Bestes,
weil schlechtes Beispiel,
dass Deutschlands Kultur-
staatsminister Wolfram
Weimer im Rahmen des
Deutschen Verlagspreises
einen Verlag mit dem Gü-
tesiegel der Bundesregie-
rung und 18.000 Euro Steu-
ergeld auszeichnete. Der
radikalste Verlag erhielt
den am besten dotierten
Preis in Höhe von 50.000
Euro. Es geht um die Her-
ausgabe des gewaltverherr-
lichenden Buches „Feminis-
tisch morden“ aus dem
linksextremen Unrast-Ver-
lag, der in der Vergangen-

heit schon Anleitungen
zum Häuserkampf und zum
Terrorismus herausgegeben
hatte, stolz darauf ist, ei-
nen „Antifa-Taschenkalen-
der“ sowie ein Buch „Tipps
und Tricks für Antifas und
Antiras“ herausgegeben zu
haben.

Jurorin Holzmann würdig-
te bei der Preisverleihung
die „antifaschistischen“ Pu-
blikationen des Verlags, wie
„NIUS“ berichtete. Die Ju-
rorin selbst hat schon Fotos
von sich mit dem Schriftzug
„Deutschland muss ster-
ben“ gepostet. Dass auch
sie 2021 in ihrer Rolle als
Verlegerin einen Preis in

Höhe von 60.000 Euro er-
hielt, muss in dieser irren
Szene niemand mehr wun-
dern. In dem Buch „Femi-
nistisch morden“ geht es
um eine kleine Abhandlung
über anti-patriarchale Ge-
walt. Von drei Kapiteln tra-
gen alle das Wort „Gewalt“
in sich. Eines davon lautet:
„Gewalt als Mittel zum
Überleben.“

Dass diese linke Blase die-
sen Staat in großen Teilen
verabscheut, verächtlich
macht, ablehnt, aber gleich-
zeitig mit offenen Händen
Staatsgelder empfängt,
zeigt die Verlogenheit die-
ser gesamten Szene. Im Üb-

rigen wäre es in diesem Fall
eher eine Hausdurchsu-
chung wert, was man
möglicherweise gewaltver-
herrlichende Ideen, Anlei-
tungen und anderes mehr
auf Computern, Smartpho-
nes etc. finden könnte.

Aber gefühlt ist Justitia,
zumindest in Teilen, auf
dem linken Auge genauso
blind wie ein Großteil vie-
ler Medien, die im Übrigen
auch gerne Staatsgelder in
Empfang nehmen oder wie
die Öffentlich-Rechtlichen
sich vom Zwangsbeitrag mit
9 Milliarden Euro pro Jahr
alimentieren lassen.

v.l. Michael Hundertmark, Katja Groß, Klaus Scharmann, Thomas Heyer, Petra
Weiß, Bernhard Noack, Akop Voskanian
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Pro Polizei übergab Warnwesten an den

Kindergarten Garbenheim
(red). Pro Polizei Wetzlar
hat auch in der Vergangen-
heit immer wieder Kinder-
gärten mit Warnwesten
ausgestattet, die gerade bei
Ausflügen der Kleinen eine
wertvolle Hilfe sein können.
Nicht nur, dass man die lie-
ben Kleinen schnell identi-
fiziert, sondern wichtiger
noch, dass sie in Straßen-
verkehr auch leicht gesehen

werden. Und so hatte
jüngst der Kindergarten
Garbenheim angefragt, ob
man fünfzig Exemplare be-
kommen könnte. Der Vor-
stand hatte natürlich ein-
stimmig beschlossen, die-
sem Wunsch nachzukom-
men. So waren Vorsitzen-
der Hans- Jürgen Irmer, sei-
ne Vorstandskollegen Mar-
kus Bieber und Jannis Hahn

vor Ort, um die benötigten
Westen der Kindergarten-
leitung Garbenheim zu
übergeben uns alles Gute
zu wünschen.

Im Übrigen werden bei
der Polizeischau am 9.
August, im Wetzlarer
Stadion, von 10.30 Uhr
bis 17.00 Uhr, auch
wieder kostenlos Kinder-
warnwesten verteilt.

Deutsch-Österreichische
Gesellschaft Wetzlar e.V.

(red). Weit über 100 Mit-
glieder, aber auch Gäste der
Deutsch-Österreichischen
Gesellschaft, hatten sich ak-
tuell im Paulaner Wirtshaus
an der Lahn zum 2. Weiß-
wurstfrühstück mit Musik
von Sabine und Michael ge-
troffen, um sich bei ange-
nehmer Musik und erträg-
lichen sommerlichen Tem-
peraturen zu stärken.

Neben klassischer Weiß-
wurst gab es natürlich wahl-
weise auch Obatzda, Drei-
erlei zum Bier aus Bayern
oder Handkäse mit Musik.
DÖG-Präsident Hans-Jürgen
Irmer dankte Paulaner-Chef
Thomas Hildenbrand und
seinem Team für einen rei-
bungslosen Service, gutes
Essen und Sabine und Mi-
chael für beschwingte Me-

Paulaner-Chef Thomas Hildenbrand und DÖG-Präsident
Hans-Jürgen Irmer

2. Weißwurstfrühstück im Paulaner an der Lahn

lodien, die zum Schunkeln
und Mitsingen animierten.

Eine überaus gelungene
Veranstaltung, in deren

Rahmen dankenswerter-
weise noch sechs Gäste Mit-
glied geworden sind. Die
DÖG auf dem Weg zum
500. Mitglied.

11. Wetzlarer PolizeischauBitte
vormerken

Sonntag, 9.8.2026,10.30 Uhr bis
17.00 Uhr im Stadion Wetzlar

Sabine und Michael
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Flut illegaler Waffen aus Südosteuropa

Deutschland plant Verschärfung für legale Waffenbesitzer
(red). Die europäische Poli-
zeibehörde Europol sieht
mit großer Sorge den Waf-
fenschmuggel aus dem süd-
osteuropäischen Raum
Richtung Kernland Europa.
Über Griechenland wird ge-
schmuggelt, über die Bal-
kanroute wird geschmug-
gelt und ein Zentrum ille-
galer Waffenproduktion ist
zunehmend die Türkei. Es
werden dabei nicht nur
klassische Waffen mit ent-
sprechender Kennzeich-
nungsnummer geschmug-
gelt, sondern zunehmend
auch Waffen, die speziell
für den illegalen Markt her-
gestellt worden sind, häu-
fig in geheimen und illega-
len Fabriken. Besonders
problematisch, dass es häu-
fig Werkstätten sind, die
nur Teilkomponenten her-
stellen, sodass die Nachwei-
se schwierig zu führen sind.
Das Gleiche gilt auch zuneh-

mend für den Schmuggel,
denn mittlerweile werden
nicht nur fertige, voll
funktionsfähige Waffen
geschmuggelt, sondern
häufig genug auch Teil-
komponente, die dann
nach erfolgreicher
Schmuggeltour in illega-
len Werkstätten in
Deutschland und anderen
Ländern zusammenge-
setzt werden.

Schießereien
nehmen zu
Die Zahl der Schießerei-
en hat aktuell beispiels-
weise in Berlin erheblich
zugenommen. Über 1.000
Schießereien im letzten
Jahr erinnern nicht an die
Bundeshauptstadt, son-
dern eher an Wildwest.
Ähnliche Phänomene gibt
es in Rotterdam, Antwer-
pen, Marseille oder Stock-
holm. In der Regel sind

dies Schießereien im Bereich
den Rockermilieus, der Dro-
genbanden, der Clan-Krimi-
nalität und der Finger am
Abzug wird immer leichter.

Deutschland:
Waffenentzug wegen
falscher politischer
Ausrichtung?
Es hat in den letzten Jahren
in Deutschland, gerade nach
schrecklichen Amokläufen
oder anderen kriminellen Er-
eignissen im Zusammenhang
mit Waffenbesitz immer
wieder die Forderung gege-
ben, sie ist ja auch teilweise
erfüllt worden, den Waffen-
besitz zu verschärfen. Wen
hat es getroffen? Natürlich in
erster Linie die klassischen
Sportschützen und die Jäger,
die mit immer mehr Auflagen
zu kämpfen haben, obwohl
jeder weiß, dass Verbrechen
mit legalen Waffen einen An-
teil an den Straftaten von

deutlich unter einem Pro-
zent haben. In Sachsen
plant man obendrein noch,
dass Waffenbesitz nur noch
bei politisch genehmer Aus-
richtung erlaubt sein soll.
Dieser sogenannte „Zuver-
lässigkeitsvorbehalt“ ist in
den letzten Jahren zuneh-
mend verschärft worden
und in der Regel in das Er-
messen der die Waffenbe-
sitzerlaubnis erstellenden
Behörde gestellt worden.
Was als „zuverlässig“ gilt,
wird sehr unterschiedlich
interpretiert und ist recht-
lich höchst problematisch,
um es vorsichtig zu formu-
lieren. Wenn jemand straf-
fällig in Erscheinung getre-
ten ist, verurteilt wurde,
dann gibt es naturgemäß
Zweifel an der Zuverlässig-
keit der Waffenführung.
Dann könnten Behörden
Maßnahmen ergreifen.
Aber auf die bloße Vermu-

tung hin, ist es aus Sicht vie-
ler Verfassungsjuristen
grundsätzlich problema-
tisch. Noch problematischer
jedoch ist, wenn eine uner-
wünschte politische Haltung
vermutet! Wird. Es gibt in
der Tat die Überlegung, wo-
nach weder Beweise noch
Tatschen nötig sind. Allein
eine bloße Unterstellung
seitens der zuständigen Be-
hörde kann demnach aus-
reichen, die Waffenbesitzer-
laubnis zu entziehen, wobei
die Beweislast nicht mehr
bei der Behörde, sondern
bei dem Beschuldigten lie-
gen soll. Es geht, man muss
kein Staatsgeheimnis verra-
ten, natürlich wieder einmal
um den Kampf gegen, wie

auch immer geartetes,
rechtes Gedankengut. Ein
bekennender Konservati-
ver, ein aktiver Jäger, der
privat Mitglied der AfD sein
könnte, stehen demnach
möglicherweise bald unter
Generalverdacht, wobei
linksextremes Verhalten
keine waffenrechtlichen
Folgen auslösen soll. Ein
klarer Verstoß gegen Arti-
kel 3 (3) des Grundgeset-
zes, das die Diskriminie-
rung von politischer An-
schauung ausdrücklich ver-
bietet. Bundes- und Lan-
desregierungen sollten sich
daher besser um die Pro-
bleme kümmern, die Euro-
pol leider so zutreffend be-
schrieben hat.

(red). Die Mitglieder des Eu-
roparates, eines Zusammen-
schlusses von 46 Staaten zur
Förderung von Demokratie,
Menschenrechten und
Rechtsstaatlichkeit haben in
einer gemeinsamen Erklä-
rung in Moldau deutlich ge-
macht, dass die Auslegung
der Menschenrechtskonven-
tion zwingend eingeengt
werden muss. Die Grundsät-
ze der Menschenrechtskon-
vention werden natürlich
nicht in Frage gestellt, wie
das Recht auf Leben, auf
Freiheit und Sicherheit so-
wie das Verbot von Folter
oder unmenschlicher Be-
handlung. Den Mitgliedern
des Europarates gehen die
Eingriffe der Europäischen
Menschenrechtskonvention,
bzw. daraus ableitend die
Beschlüsse des Europäischen
Gerichtshofs für Menschen-
rechte in Straßburg zu weit
in die nationale Souveräni-
tät, da in Asylfragen zu sehr
eingeengt wird. Wenn, wie
in der Vergangenheit er-
klärt, dass zum Beispiel
Menschen von Deutschland
nach Griechenland nicht
mehr abgeschoben werden
dürfen, weil dort angeblich
die Aufenthaltsbedingun-
gen nicht vergleichbar sind,
dann ist das ein gefühlt un-
zulässiger Eingriff in die Ho-
heitsrechte eines Staates
und deshalb, so die 46 Staa-
ten, habe man sich auf For-
mulierungen verständigt,
wonach Abschiebehinder-
nisse, beispielsweise ein au-
ßergewöhnlich schlechtes
Gesundheitssystem im avi-
sierten Aufnahmestaat herr-
sche, oder wenn die Gefahr
von „schwerwiegenden For-
men“ von Misshandlung
drohe. Darüber hinaus sei-
en nationale Behörden

Engere Zügel für Europäische
Menschenrechtskonvention

und Europäischen
Gerichtshof für

Menschenrechte in Straßburg
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grundsätzlich besser geeig-
net, als ein internationales
Gericht lokale Bedürfnisse
und Gegebenheiten zu be-
werten. Darüber hinaus
vereinbarten die Europa-
rats-Staaten, der Europarat
ist im Übrigen älter als die
EU, dass außergewöhnliche
Situationen auch besonde-
re staatliche Reaktionen er-
forderlich machen können.
So zum Beispiel, wenn, wie
in der Vergangenheit, via
Russland und Weißrussland
Migranten von „feindlich“
gesinnten Staaten absicht-
lich Richtung Europa ge-
trieben werden, um diese
zu instrumentalisieren.
Nach geltendem Recht dürf-
ten diese Migranten nicht an
der Grenze zurückgewiesen
werden, ohne dass ein Asyl-
gesuch geprüft werden müs-
se. Dies gehe gar nicht.

Deutschland stimmt zu
Es war lange nicht erkenn-
bar, ob Deutschland zu-
stimmen würde, unter ei-
ner Ampelregierung ausge-
schlossen. Auch jetzt aktu-
ell hat die Justizministerin
von der SPD vor einer poli-
tischen Beeinflussung der
Justiz gewarnt, aber hinzu-
gefügt, dass die Erklärung
im Einklang mit der Recht-
sprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für
Menschenrechte stehe. Kla-
re Zustimmung vom Staats-
minister für Europa im Aus-
wärtigen Amt Professor
Gunther Krings (CDU), der
wie die Union darauf hin-
wies, dass diese Vereinba-
rung eine wichtige Ausle-
gungs- und Orientierungs-
hilfe für alle Gerichte und
Behörden sei, die sich mit
der Menschenrechtskon-
vention befassten.
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Die Steuereinnahmen steigen!
Es wird an falscher Stelle ausgegeben
(red). Finanzminister Lars
Klinbeil (SPD) hat kürzlich
erklärt, dass der Staat mit
weniger Steuereinnahmen
auskommen müsse, als er-
wartet!!! Das erinnert ein
klein wenig an „Klein Fritz-
chen“, das in den nächsten 3
Jahren pro Jahr 10 Prozent
mehr erwartet! entspre-
chend plant, und feststellen
muss, dass er aber nur 5 Pro-
zent pro Jahr mehr erhält.
Auf der Basis solcher Schät-
zungen kann man keine se-
riöse Haushaltspolitik ma-
chen.

Das erhält der
Staat tatsächlich
Nach den Klingbeil’schen
Schätzungen nehmen Bund,
Länder und Kommunen in
diesem Jahr rund 1.000 Mil-
liarden Euro (1 Billion) ein.
Im nächsten Jahr sind es
1.033 Milliarden und im Jahr
2030 rechnet man mit 1.138
Milliarden. Wenn vor diesem
Hintergrund, Zeitungen er-
klären, die Steuereinnahmen

würden sinken, so ist das eine
klassische Irreführung und im
Übrigen ein beliebtes Spiel
vieler Finanzminister.
Wo gehen die Gelder hin?
Aktuell sind es, alles gerun-
dete Zahlen, ca. 70 Milliar-
den Euro für die Grundsiche-
rung, also das Bürgergeld,
rund 50 Milliarden Euro Asyl-
kosten (Bund, Länder und
Gemeinden), ca. 40 Milliar-
den Euro Zinslast, die
demnächst aufgrund der in-
akzeptablen gigantischen
Schuldenvermehrung auf 60-
70 Milliarden Euro pro Jahr
in den nächsten 2-3 Jahren
steigen wird. Stabile Zinssät-
ze unterstellt, die allerdings
nicht sehr wahrscheinlich
sind. Da rächt sich das unse-
riöse Finanzgebaren. Hinzu
kommen ca. 120 Milliarden
Euro Rentenzuschuss, ganz
allgemein formuliert. Ca. 20
Milliarden Euro Subventio-
nen für die Energiewende
und annähernd 30 Milliarden
Euro für die Entwicklungs-
hilfe.

Sparmöglichkeiten bei
der Entwicklungshilfe
Um nur bei diesem kleinen Beispiel zu blei-
ben, Entwicklungshilfe ist nötig, dies sei be-
wusst vorausgeschickt, wenn deutsche Fi-
nanzierungsmaßnahmen vor Ort mit Kofi-
nanzierung der jeweiligen Regierung die
Versorgungslage der Menschen eindeutig
verbessert.

Mittlerweile ist Deutschland das größte Ge-
berland der Welt und von den 30 Milliarden
Euro stammen 11 Milliarden Euro vom Ent-
wicklungshilfeministerium. Wir zahlen am
meisten für die UN, wir zahlen am meisten
für den UN-Klimahilfsfonds, das Entwick-
lungsministerium fördert mehr als 400 soge-
nannte Nicht-Regierungs-Organisationen
(NGO’s) das Ministerium selbst beschäftigt
fast mehr als 1200 Mitarbeiter und seine
Durchführungsorganisation, die Gesellschaft
für internationale Zusammenarbeit (GIZ) hat
fast 25.000 Beschäftigte im In- und Ausland.
Sehr zurückhaltend formuliert, hier ist nur
bei diesem einen Beispiel erhebliches Ein-
sparpotential. Auf der einen Seite wird ge-
rade geprüft, inwieweit man 2 Milliarden
Euro einsparen kann, wenn man beispiels-
weise die Pflegestufe I abschaffen würde,
auf der anderen Seite stehen die genannten
30 Milliarden Euro. Hier gibt es Einsparungs-
potential.

Richtig so!

Journalisten müssen Polizeieinsatz zahlen
(red). Vielleicht erinnern Sie
sich, liebe Leser, noch an die
massiven Proteste gegen den
Ausbau der A 49 im Bereich
des Dannenröder Forstes in
Mittelhessen im Jahr 2020.
Zehntausende Überstunden
mussten von der hessischen
Polizei und Einsatzpolizeien
anderer Bundesländer geleis-

tet werden, um die Bauar-
beiten gesetzeskonform
durchführen zu können.
Aber Gesetzeskonformität ist
bei Linken und Linksextre-
men häufig genug ein
Fremdwort. Nicht zu verges-
sen die damaligen gewaltsa-
men Attacken gegen die Po-
lizei mit Zwillen, Fallen und

Schleudern, Aus Baumhäusern wurden Be-
amte mit Fäkalien beworfen und vieles an-
dere mehr. Mit rechtsstaatlichem Protest hat-
te dies nichts zu tun.

Das Verwaltungsgericht Wiesbaden hat
aktuell entschieden, dass Personen, die
während der Räumung von der Polizei
höchst aufwendig aus den Baumhäusern
geholt werden mussten, für die dabei ent-
standenen Kosten aufzukommen haben.

(red). Der Präsident des Bundeskriminal-
amts Holger Münch hat kürzlich zum The-
ma politisch motivierte Straftaten Zahlen
vorgelegt, wonach diese mit rund 85.800
Fällen einen neuen Höchststand erreicht
hätten.

Doppelt so viele, wie vor 10 Jahren.
Etwa die Hälfte der politisch motivierten
Straftaten seien dem rechten Spektrum
zuzuordnen, darunter rund 1.600 Fälle
von Gewaltdelikten.

Überwiegend, so Münch, handelte es
sich bei rechtsmotivierten Straftaten um
sogenannte Propagandadelikte. Bei links-
motivierten politischen Straftaten habe
es einen Anstieg von rund 35 % auf
insgesamt rund 13.500 Fällen gegeben.
Über 50 % der linksmotivierten Strafta-
ten seien Sachbeschädigungen gewesen,
aber auch die linksmotivierte Gewalt habe
deutlich, mit 1.087 Gewaltdelikten, wie
Körperverletzungen, Widerstand gegen
Polizeibeamte und Brandstiftungen zu-
gelegt.

Um nicht missverstanden zu werden,
jede einzelne Straftat, ob von Rechtsex-
tremen oder Linksextremen ist eine zu-
viel und verdient die gleiche juristische
und mediale Bewertung.

Mehr Differenzierung nötig
Will man eine aussagekräftige Statistik ha-
ben, müsste man die Fallzahlen deutlich
stärker differenzieren.

Der gezielte Anschlag auf die Berliner
Energieversorgung in Köpenick im Herbst
letzten Jahres zählt statistisch gesehen
als nur ein Fall, obwohl zehntausende
Menschen betroffen waren, Eigentum
beschädigt wurde und für den Staat ein
erheblich finanzieller Aufwand nötig wur-

de, um die Folgen zu besei-
tigen, gleiches gilt im Übri-
gen für den aktuellen Fall
des Anschlags auf die Ener-
gieversorgung in Reutlingen.

Wird dagegen ein Aufkle-
ber mit einem Hakenkreuz
im öffentlichen Raum an-
gebracht, so wird diese
Straftat ebenfalls als ein Fall
gezählt. Wenn 20 solcher
bescheuerten Hakenkreuz-
aufkleber an verschiedenen
Orten entdeckt werden,
sind dies 20 Fälle, völlig un-
abhängig davon, wer sie
angebracht hat. Denn wenn
der Täter nicht ermittelt
werden kann, fließen diese
Fälle automatisch in die Po-
litisch Motivierte Kriminali-
tät (PMK) von rechts ein.
Historisch wissen wir je-
doch, dass die Stasi aus der
ehemaligen DDR, im Wes-
ten Deutschlands gezielt jü-
dische Friedhöfe schändete,
aus politischen Gründen.
Wenn eine Tat eindeutig
zuzuordnen ist, muss es zu-
geordnet werden, wenn
nicht, muss es in eine neue
Kategorie eingeordnet wer-
den.

So aber hat die Statistik
Schlagseite und eine diffe-
renziertere Betrachtung
würde sicherlich helfen, die
Problemlösungen zu er-
leichtern.

Was stimmt denn nun?
Mehr rechtspolitisch

motivierte Straftaten oder
mehr linkspolitisch motivierte?

Ein Blick hinter die Statistik
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Aus der Arbeit der CDU Kreistagsfraktion Lahn-DillAus der Arbeit der CDU Kreistagsfraktion Lahn-Dill

-Anzeige-

CDU-Kreistagsfraktion informiert über neue Besetzung der Ausschüsse im Kreistag

Katja Silbe                                           Lisa Schäfer                                            Gabriel Schneider                              Dr. Tim Schönwetter                            Rainer Keller

Kevin Deusing                                     Silke Schumacher                                    Rabea Bender-Krämer                       Matthias Bender                             Alexander Schuster

(N.P.) Die CDU-Kreistags-
fraktion hat ihre Ausschüs-
se neu besetzt. Damit ist die
Fraktion für die kommen-
den Aufgaben gut aufge-
stellt und kann ihre Arbeit
in den Gremien mit klarer
Zuständigkeit fortsetzen.

Bauausschuss
Für den Ausschuss für Bau-
en und Umwelt wurden

Bauausschuss

Sozialausschuss

Bildungsausschuss

Armin Müller                                    Sascha Panten                                       Silke Schumacher                                      Ingo Panten                                       Frank Steinraths

Daniel Steinraths                                Sabine Sommer                                Christoph Herr                                 Wolfgang Nickel                            Jochen Schlierbach

Finanzausschuss

Prof. Dr. Katja Silbe, Lisa
Schäfer, Gabriel Schneider,
Dr. Tim Schönwetter und
Rainer Keller benannt.
Frau Prof. Dr. Katja Silbe wur-
de zur stellvertretenden Aus-
schussvorsitzenden gewählt.

Sozialausschuss
Für den Ausschuss Soziales
wurden Kevin Deusing, Car-
men Lenzer, Rabea Krämer-

Bender Matthias Bender
und Alexander Schuster
aufgestellt. In der konstitu-
ierenden Sitzung wurde Ke-
vin Deusing zum Ausschuss-
vorsitzenden bestimmt.

Bildungsausschuss
Der Ausschuss Bildung und
Jugend wird von Armin Mül-
ler, Sascha Panten, Silke Schu-
macher, Ingo Panten und

Frank Steinraths begleitet
und die Ausschussvorsitzen-
de des Ausschusses ist Silke
Schumacher.

Finanzausschuss
Schließlich wurden in den
Haupt- und Finanz-, Wirt-
schafts- und Organisations-
ausschuss (HFWO) Daniel
Steinraths, Sabine Sommer,
Christoph Herr, Wolfgang

Nickel und Jochen Schlier-
bach entsandt, wobei Da-
niel Steinraths das Amt des
Stellvertretenden Aus-
schussvorsitzenden innehat.

Die CDU-Fraktion setzt
damit auf Erfahrung, Fach-
wissen und engagierte Mit-
arbeit in den Ausschüssen,
die für zentrale Fragen der
Kreisentwicklung von gro-
ßer Bedeutung sind. Mit der

CDU entsendet vier ehrenamtliche Mitglieder in den Kreisausschuss
Elisabeth Müller, Steffen Droß, Kerstin Hardt-El Ansari und Ronald Döpp übernehmen Verantwortung im Kreis

(N.P.) In der konstituieren-
den Sitzung des Kreistages
wurden vier ehrenamtliche
Mitglieder der CDU in den
Kreisausschuss gewählt. Die
CDU-Kreistagsfraktion freut
sich über das Vertrauen und
auf die gemeinsame Arbeit
in den kommenden Jahren.
Für die CDU-Kreistagsfrakti-
on werden künftig Elisabeth
Müller, Steffen Droß, Kerstin
Hardt-El Ansari und Ronald
Döpp im Kreisausschuss mit-
wirken.

Die vier gewählten Mitglieder stehen für
Erfahrung, Engagement und einen klaren Blick
auf die Anliegen der Menschen im Kreis. Mit
ihrer ehrenamtlichen Arbeit stärken sie die
kommunalpolitische Vertretung der CDU im
Kreistag.

„Wir freuen uns sehr, dass wir mit den vier
Mitgliedern engagierte Persönlichkeiten im
Kreisausschuss haben, die ihre Aufgaben mit
Kompetenz und großem Einsatz wahrnehmen
werden“, erklärt Michael Hundertmark, Frak-
tionsvorsitzender der CDU-Kreistagsfraktion.

Die CDU-Kreistagsfraktion wird sich auch
künftig konstruktiv, verlässlich und bürger-
nah für die Interessen des Kreises einsetzen. Elisabeth Müller                  Steffen Droß                 Kerstin Hardt-El Ansari    Ronald Döpp

Kreisausschuss

neuen Besetzung unter-
streicht die CDU-Kreistags-
fraktion ihren Anspruch,
die Interessen des Kreises
verantwortungsvoll zu ver-
treten und Themen des
Kreistags konstruktiv zu be-
gleiten.

Ziel bleibt, sachorientiert
zu arbeiten und gute Lö-
sungen für die Menschen
im Kreis zu erreichen.
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Erfolgreicher Landesparteitag der CDU Hessen:

CDU Lahn-Dill stark im Landesvorstand vertreten
(L.S.)  Die CDU Hessen hat
auf ihrem 122. Landespar-
teitag in Rotenburg an der
Fulda wichtige personelle
und inhaltliche Weichen für
die kommenden Jahre ge-

stellt. Mit überwältigenden
95,9 Prozent der Stimmen
wurde Ministerpräsident
Boris Rhein als Landesvor-
sitzender der Hessenunion
bestätigt. Von den 318 gül-
tigen Stimmen entfielen
305 auf Rhein. Auch Gene-
ralsekretär Leopold Born
wurde mit starken 93,5 Pro-
zent in seinem Amt bestä-
tigt.

„Die CDU Hessen ist die
starke Stimme der Mitte
und die letzte verbliebene
große Volkspartei. Wir ste-
hen für das, was unser Land
auszeichnet: Heimat, Herz
und Hightech. Dass ich die-
se starke und geschlossene
Hessenunion für weitere
zwei Jahre anführen darf,
ist für mich Ehre, Ansporn
und Verpflichtung zu-
gleich“, erklärte Boris Rhein
nach seiner Wiederwahl.

Als stellvertretende Lan-
desvorsitzende wurden
Lena Arnoldt MdL (Nord-
hessen), Staatsminister Ing-
mar Jung (Westhessen),
Staatsministerin Diana Stolz
(Südhessen), Patricia Lips
MdB (Rhein-Main), Prof. Dr.

Sven Simon MdEP (Mittel-
hessen) sowie Dr. Heiko
Wingenfeld (Osthessen)
wiedergewählt. Als Landes-
schatzmeisterin wurde die
frühere Olympiasiegerin

Ann Kathrin Linsenhoff, im
Amt bestätigt. Stellvertre-
tender Landesschatzmeister
bleibt der frühere General-
sekretär der CDU Hessen,
Staatsminister Manfred
Pentz MdL.

Besonders erfreulich aus
Sicht der CDU Lahn-Dill ist
die Wahl von Lisa Schäfer in
das Präsidium der CDU Hes-
sen. Gemeinsam mit Isabel-
le Hemsley, Max Breiten-
bach und Kai-Uwe Hemme-
rich gehört sie künftig dem
engsten Führungsgremium
der Landespartei an. Zur
Mitgliederbeauftragten
wurde Susanne Fritsch ge-
wählt, erste Digitalbeauf-
tragte der CDU Hessen ist
Saskia Streun.

In ihrer Vorstellungsrede
setzte die stv. CDU-Kreisvor-
sitzende Lisa Schäfer, die
nun jüngstes Mitglied des
Landesvorstands ist, einen
klaren Schwerpunkt auf Ge-
nerationengerechtigkeit:
„Gerade jetzt braucht es
eine Politik, die alle Gene-
rationen im Blick hat und
Generationengerechtigkeit
nicht nur in Sonntagsreden

ankündigt, sondern auch
umsetzt.“

Genau dafür wolle sie
kämpfen, neue Impulse
einbringen und gemeinsam
daran arbeiten, die CDU

modern, stark und zu-
kunftsfähig aufzustellen.

Zugleich betonte die
Solmser Stadtverordnete
und Kreistagsabgeordnete,
dass sie die kommunale
Perspektive stärker in die
Arbeit des Präsidiums ein-
bringen möchte: „Vor Ort
erleben die Menschen je-
den Tag, ob politische Ent-
scheidungen funktionieren
und ob sich jemand küm-
mert. Deshalb müssen wir
die kommunale Familie
noch stärker in den Mittel-
punkt rücken.“

Neben den Personalent-
scheidungen hat der Par-
teitag auch wichtige inhalt-
liche Weichenstellungen
beschlossen. Mit dem „Re-
form-RESTART“ für wirt-
schaftlichen Aufschwung
setzt die CDU Hessen auf
mehr Wachstum, mehr Leis-
tungsgerechtigkeit und
weniger Bürokratie. Dazu
gehören unter anderem die
Abschaffung des Solidari-
tätszuschlags, eine Sen-
kung der Stromsteuer für
alle, schnellere und digita-
le Genehmigungsverfah-

ren, verbindliche Bearbei-
tungsfristen, mehr Netto
vom Brutto, steuerfreie
Überstunden, flexiblere Ar-
beitszeiten sowie die geziel-
te Förderung von Innovati-

onen und Zukunftstechno-
logien. Zudem soll Hessen
Leitstandort für die Ent-
wicklung der Kernfusion
werden. Auch sprach sich
der Parteitag klar gegen
Kürzungen beim Elterngeld
aus.

Darüber hinaus beschloss
der Parteitag auf Antrag
der Jungen Union Hessen
eine Neuausrichtung der
Klimapolitik. Künftig sollen
auf nationaler und europä-
ischer Ebene starre Jahres-
und Sektorziele durch ein
globales Emissionsbudget
ersetzt werden. Ziel ist ein
marktwirtschaftlicher, tech-
nologieoffener und inter-
national wirksamer Klima-
schutz mit dem Fokus auf
tatsächliche Emissionsmin-
derungen statt bürokrati-
scher Vorgaben. Außerdem
sprach sich der Parteitag
dafür aus, die nationale CO-
Abgabe für Verkehr, Ge-
bäude und kleinere Betrie-
be sowie den CO-Aufschlag
bei der Lkw-Maut vorüber-
gehend auszusetzen, um
Unternehmen und Verbrau-
cher spürbar zu entlasten.

Die Delegation der CDU Lahn-Dill auf dem Landesparteitag in Rotenburg an der Fulda.
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Klima-Kehrtwende aus Hessen: CDU will Klimaziele abschaffen

(L.S.)  Die CDU Hessen stellt
die Weichen für eine grund-
legende Neuordnung der
deutschen Klima- und En-
ergiepolitik. Auf Initiative
der Jungen Union Hessen
und der Mittelstands- und
Wirtschaftsunion hat der
Landesparteitag Ende Mai
beschlossen, jahresscharfe
und sektorale Klimaziele
abzuschaffen und durch ei-
nen marktwirtschaftlichen,
technologieoffenen und in-
ternational wirksamen An-
satz zu ersetzen.

Mit dem Antrag „Neuaus-
richtung der Klimapolitik:
Marktwirtschaftlich, tech-

nologieoffen, international
wirksam“ setzt einer der
erfolgreichsten CDU-Lan-
desverbände Deutschlands
ein klares Signal: Klima-
schutz dürfe nicht länger
durch staatliches Mikroma-
nagement, starre Einzelzie-
le und nationale Alleingän-
ge organisiert werden.
Stattdessen sollten Emissi-
onsbudgets, ein umfassen-
des Cap-and-Trade-System
und ein stärker internatio-
nal abgestimmter Klima-
schutz zum Maßstab wer-
den.

Lukas Brandscheid, Lan-
desvorsitzender der Jungen
Union Hessen, erklärt: „Die
CDU Hessen leitet die Kli-
ma-Kehrtwende ein. Als ei-
ner der erfolgreichsten Lan-
desverbände unserer Partei
zeigen wir, dass Klima-
schutz nicht an Verboten,
kleinteiliger Regulierung
und sektoralen Rechenmo-
dellen festhalten darf. Mehr

Marktwirtschaft, weniger
Mikromanagement: Wir
setzen auf Wettbewerb,
Technologieoffenheit und
Freiräume für Innovatio-
nen.“

Nach dem Beschluss soll-
ten jahresscharfe und sek-
torale Klimaziele auf natio-
naler und europäischer Ebe-
ne durch langfristige, sek-
torenübergreifende Emissi-
onsbudgets ersetzt werden.
Perspektivisch soll ein um-
fassendes Cap-and-Trade-
System sämtliche Treibhaus-
gasemissionen erfassen. Der
Staat solle einen verbindli-
chen Rahmen setzen, wäh-
rend Unternehmen selbst
entscheiden könnten, mit
welchen Technologien und
Investitionen Emissionen
am effizientesten reduziert
werden.

Lisa Schäfer, Mitglied des
Landesvorstands der Jun-
gen Union Hessen, betont
die internationale Dimensi-

on des Beschlusses: „Klima-
schutz wirkt nur dann,
wenn er global gedacht

wird. Nationale Alleingän-
ge, die Arbeitsplätze ge-
fährden, Wertschöpfung

verlagern und Emissionen
lediglich ins Ausland ver-
schieben, helfen weder dem
Klima noch unserem Land.
Wir brauchen internationa-
le Lösungen statt deutscher
Selbstschwächung.“

Bis zur Einführung eines
umfassenden internationa-
len Systems sollten Indus-
trie und produzierendes
Gewerbe wirksam vor Car-
bon Leakage geschützt
werden. Die CDU Hessen
fordert zudem, zusätzliche
Belastungen durch den na-
tionalen CO-Preis für Ver-
kehr, Gebäude und kleine-
re Unternehmen sowie den
CO-Aufschlag bei der Lkw-
Maut auszusetzen, solange
kein weltweit vergleichba-

rer Rahmen besteht.
Der Beschluss verbinde

wirksamen Klimaschutz mit
wirtschaftlicher Leistungs-
fähigkeit, Versorgungssi-
cherheit und dem Schutz
industrieller Arbeitsplätze.
Damit mache die CDU Hes-
sen deutlich: Deutschland
brauche keine immer klein-
teiligere Klimapolitik, son-
dern einen systemischen
Ansatz, der Emissionen dort
reduziert, wo dies volks-
wirtschaftlich am effizien-
testen gelingt.

„Hessen zeigt, wie die
Union wieder die Führung
in der Klima- und Energie-
politik übernehmen kann“,
so Brandscheid abschlie-
ßend.

Lisa Schäfer

(A.W.) Angesichts der aktu-
ellen Reformpläne der Bun-
desregierung zum Arbeits-
zeitgesetz fordert der Un-
ternehmerverband Mittel-
hessen (UVM) eine grund-
legende Modernisierung
der bestehenden Regelun-
gen. Im Mittelpunkt steht
dabei die geplante Umstel-
lung von einer täglichen auf
eine wöchentliche Höchstar-
beitszeit. Dieser Schritt ist aus
Sicht der Arbeitgeber drin-
gend notwendig, um Betrie-
ben und Beschäftigten mehr
Flexibilität zu ermöglichen.
Derzeit gilt in Deutschland
eine tägliche Arbeitszeit von
grundsätzlich acht Stunden,
die unter bestimmten Vor-
aussetzungen auf bis zu
zehn Stunden verlängert
werden kann. Zugleich ori-
entieren sich die europäi-
schen Vorgaben bereits seit
Jahren an einer durch-
schnittlichen Wochenar-
beitszeit von maximal 48
Stunden. „Unsere Arbeits-
welt hat sich in den vergan-
genen Jahrzehnten grund-
legend verändert – das Ar-
beitszeitgesetz ist dagegen
weitgehend stehen geblie-
ben. Es ist also an der Zeit,
die Regelung an die moder-
nen Arbeitsprozesse anzu-
passen“, erklärt der Vorsit-
zende des UVM, Klaus-Ach-
im Wendel.

Die Bundesregierung

plant, die Spielräume künf-
tig durch eine Wochenar-
beitszeit zu schaffen und
die tägliche Höchstgrenze
entsprechend anzupassen.
Ein Gesetzentwurf wird in
den kommenden Wochen
erwartet. „Ziel muss es sein,

die Verteilung der Arbeits-
zeit flexibler zu gestalten –
etwa um Auftragsspitzen
besser abzufangen oder Ar-
beitszeiten zu individuali-
sieren. So könnten Beschäf-
tigte an einzelnen Tagen
länger arbeiten, um an an-
deren Tagen oder am Wo-
chenende mehr Freiraum zu
gewinnen, z. B. für eine bes-
sere Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf,“ so Wen-
del. Der Unternehmer ver-
weist zudem darauf, dass die
digitalisierten Arbeitsprozes-
se und mobile Arbeit der
heutigen Zeit schlichtweg
eine größere zeitliche Flexi-
bilität erfordern.

Kritisch sieht er hingegen
eventuelle bürokratischen
Auflagen, die mit einer Re-
form verbunden sein könn-
ten. Insbesondere eine star-
re Verpflichtung zur genau-
en Arbeitszeiterfassung
würde bewährte Modelle
wie die Vertrauensarbeits-
zeit gefährden und die be-
triebliche Praxis unnötig er-
schweren. „Mehr Flexibili-
tät darf nicht mit mehr Bü-
rokratie einhergehen“, ver-
deutlicht der Vorsitzende.
Aus Sicht des Unternehmers
kommt es jetzt darauf an,
die im Koalitionsvertrag an-
gekündigte Modernisie-
rung konsequent mit einer
klaren Orientierung an der
Wochenarbeitszeit, prakti-
kablen Regelungen zur
Zeiterfassung und ausrei-
chenden Spielräumen für
die Betriebe umzusetzen.
„Flexible Arbeitszeiten sind
kein Selbstzweck, sondern
Voraussetzung für Wettbe-
werbsfähigkeit und Beschäf-
tigung. Wenn wir internati-
onal bestehen wollen, brau-
chen unsere Unternehmen
verlässliche und anpassungs-
fähige Rahmenbedingungen
– das gilt ganz besonders für
die Arbeitszeitgestaltung.
Eine moderne Arbeitszeitpo-
litik muss den betrieblichen
Alltag abbilden – nicht um-
gekehrt“, so Wendel ab-
schließend.

Klaus-Achim Wendel

Unternehmerverband Mittelhessen begrüßt
geplante Reformen im Arbeitszeitgesetz

Wendel: „Moderne Arbeitszeiten brauchen
Verlässlichkeit und Flexibilität zugleich“

CDA begrüßt Vorstoß für verpflichtende
betriebliche Altersvorsorge

(F.S.) Die Christlich-Demo-
kratische Arbeitnehmer-
schaft (CDA) im Kreisver-
band Lahn-Dill unterstützt
die Forderung ihres Bundes-
vorsitzenden Dennis Radt-
ke nach einer verpflichten-
den betrieblichen Altersvor-
sorge für alle Beschäftigten.
Damit greift die Arbeitneh-
mervereinigung der CDU
eine aktuelle Debatte zur
Zukunft der Alterssicherung
auf. „Die Herausforderun-
gen für unsere Rentensys-
teme werden immer größer.
Deshalb müssen die drei
Säulen der Altersvorsorge –
gesetzliche Rente, betrieb-
liche Altersvorsorge und
private Vorsorge – stärker

miteinander verzahnt wer-
den“, erklärt der CDA-Kreis-
vorsitzende Frank Stein-
raths.

Nach Auffassung der CDA
kann eine verpflichtende
betriebliche Altersvorsorge
dazu beitragen, mehr Men-
schen eine zusätzliche Ab-
sicherung im Alter zu er-
möglichen. In vielen tarif-
gebundenen Branchen ha-
ben sich entsprechende
Modelle bereits bewährt
und könnten als Vorbild für
eine breitere Lösung die-
nen.

„Wer ein Leben lang ar-
beitet, muss sich darauf ver-
lassen können, im Alter gut
abgesichert zu sein. Die be-

triebliche Altersvorsorge ist
dafür ein wichtiger Bau-
stein“, so MdL Steinraths
weiter. Die CDA begrüßt
daher die Diskussion über
eine Ausweitung der be-
trieblichen Altersvorsorge
und wird sich im Rahmen
der angekündigten Renten-
reform für tragfähige und
sozial ausgewogene Lösun-
gen einsetzen. Die Christ-
lich-Demokratische Arbeit-
nehmerschaft (CDA) ist der
Sozialflügel der CDU. Ihre
Mitglieder engagieren sich
vor allem in Feldern der So-
zialpolitik wie Arbeits-
markt, Rente, Pflege und
Gesundheit. Weitere Infos
unter www.cda-bund.de
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(O.W.) Mit diesem Thema
verabschiedete sich unser
Netzwerkformat „Wirt-
schaft im Gespräch“ in die
Sommerpause. Oliver Wild
begrüßte die Gäste bei der
Hachenbach Präzisions-

werkzeuge GmbH & Co. KG
in Ehringshausen-Katzen-
furt. Ein herzliches Danke-
schön an Melanie und Cars-
ten Hachenbach für die her-
vorragende Gastfreund-
schaft und die perfekte Or-
ganisation des Abends. In
seinem Impulsvortrag zeig-

te Jochen Schlierbach von
der Debeka Dillenburg auf,
welchen Mehrwert die be-
triebliche Krankenversiche-
rung (bKV) für Unterneh-
men bietet. Gerade in Zei-
ten des Fachkräftemangels

sind Gesundheitsleistungen
weit mehr als ein zusätzli-
cher Benefit – sie sind ein
wichtiger Baustein moder-
ner Personalpolitik. Wer in
die Gesundheit seiner Mit-
arbeitenden investiert,
stärkt Motivation, Bindung
und Arbeitgeberattraktivi-

tät. Beim anschließenden
Netzwerken wurden die
Impulse intensiv diskutiert
und zahlreiche neue Kon-
takte geknüpft.

Aufgrund der hochsom-
merlichen Temperaturen

hatte sich der Vorstand der
MIT Lahn-Dill eine kleine Er-
frischung einfallen lassen:
Statt eines klassischen Im-
bisses gab es für alle Teil-
nehmer ein Eis – eine Idee,
die für viel positive Reso-
nanz sorgte. Vielen Dank an
unseren Referenten, unse-

re Gastgeber und alle Teil-
nehmerinnen und Teilneh-
mer für einen gelungenen
Abend mit wertvollen Im-
pulsen und anregenden
Gesprächen. „Wirtschaft im
Gespräch“ verabschiedet

sich nun in die Sommerpau-
se.

Wir freuen uns auf die
Fortsetzung am letzten
Mittwoch im September,
wenn wir den Austausch
zwischen Wirtschaft, Politik
und Gesellschaft fortsetzen.

Gesunde Mitarbeiter sind ein entscheidender
Wettbewerbsfaktor für den Mittelstand

Bei sommerlichen Tempera-
turen und in entspannter
Atmosphäre fand die ge-
meinsame Veranstaltung
„Sommerflair & Netzwer-
ken“ von HESSENMETALL
Mittelhessen und dem Un-
ternehmerverband Mittel-
hessen (UVM) erneut am
Dutenhofener See statt.
Rund 120 Gäste aus Wirt-
schaft, Politik, Verwaltung
und Wissenschaft nutzten
das bewährte Format für
persönlichen Austausch und
angeregte Gespräche.
Gleichzeitig setzte die Ver-
anstaltung gezielte Impul-
se zu aktuellen wirtschafts-
politischen Themen. Bereits
beim Eintreffen waren die
Gäste eingeladen, sich für
eines von vier Themen zu
entscheiden, das sie derzeit
besonders beschäftigt – En-
ergie, zunehmende Regu-
lierung, steigende Lohnne-
benkosten oder weltpoliti-
sche Entwicklungen. Das
daraus entstandene Stim-
mungsbild bildete den Aus-

Sommerflair am See: Austausch, Netzwerken und
wirtschaftspolitische Impulse mit HESSENMETALL

Mittelhessen und dem Unternehmerverband Mittelhessen
gangspunkt für die Gesprä-
che des Abends.

Nach der Begrüßung nah-
men der Vorstandsvorsit-
zende von HESSENMETALL
Mittelhessen, Oliver Rüspe-
ler, und der Vorsitzende des
Unternehmerverbandes
Mittelhessen, Klaus-Achim
Wendel, diese Ergebnisse
im Gespräch mit dem Ge-
schäftsführer Sascha Drech-
sel auf. Klaus-Achim Wen-
del stellte dabei insbeson-
dere die energie- und kli-
mapolitischen Rahmenbe-
dingungen sowie die nach
wie vor überbordende Re-
gulierungswut in den Mit-
telpunkt seiner Ausführun-
gen. Energie sei für viele
Industrieunternehmen ein
entscheidender Kostenfak-
tor und damit eine zentra-
le Standortfrage, machte er
deutlich. Gleichzeitig sei es
grundlegend, die Transfor-
mation zur Klimaneutralität
so zu gestalten, dass sie
wirtschaftlich tragfähig
bleibt. „Klimaschutz kann

nur gelingen, wenn er mit
einer starken Industrie ein-
hergeht und nicht zu deren
Verlagerung führt.“ Mit
Blick auf die wachsende
Zahl und Komplexität von
Vorgaben betonte Wendel,
dass Investitionen häufig
durch langwierige Geneh-
migungsverfahren ausge-
bremst würden – nicht
zuletzt auch deshalb, weil
sich während laufender
Prozesse die Anforderun-
gen bereits wieder verän-
derten. Unternehmen
bräuchten daher verlässli-
che, praxisnahe Rahmenbe-
dingungen und stabilere
Verfahren.

Oliver Rüspeler griff die
Themen Lohnnebenkosten
sowie internationale Han-
delskonflikte auf. Deutsch-
land gehöre bei den Ar-
beitskosten im internatio-
nalen Vergleich zur Spitzen-
gruppe, wobei insbesonde-
re die steigenden Sozialab-
gaben Unternehmen und
Beschäftigte gleichermaßen

belasteten. „Wenn Arbeit
immer teurer wird, gerät
der Standort unter Druck –
mit direkten Folgen für In-
vestitionen und Beschäfti-
gung“, erklärte Rüspeler.
Besonders für die exportori-
entierte Industrie wirkten
sich diese Belastungen un-
mittelbar auf Wettbewerbs-
fähigkeit und Standortent-
scheidungen aus. Zugleich
seien geopolitische Span-
nungen und zunehmender
Protektionismus eine wach-
sende Herausforderung.
Offene Märkte, verlässliche
Handelsbeziehungen und
ein geschlossenes europäi-
sches Auftreten seien ent-
scheidend, um wirtschaftli-
che Stabilität und Zukunfts-
fähigkeit zu sichern, so Rüs-
peler abschließend.

Im Anschluss nutzten die
Gäste die Gelegenheit, die
angesprochenen Themen in
persönlichen Gesprächen zu
vertiefen und sich über ak-
tuelle Entwicklungen aus-
zutauschen.

Foto: HESSENMETALL Mittelhessen – Max Schmidt
v.l.: Steffen Friedrich, Fritz Georg Rincker, Wolfram Kuhn, Oliver Rüspeler, Klaus-Achim
Wendel, Maik Wiegelmann und Sascha Drechsel
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Die digitale Welt im Lahn-
Dill-Kreis steht vor einer
Zäsur: Wer heute noch
Windows 10 nutzt, arbei-
tet auf geliehener Zeit.
Seit Oktober 2025 ist der
reguläre, kostenlose Sup-
port für das Betriebssys-
tem offiziell ausgelaufen.
Damit hat ein Prozess be-
gonnen, der sowohl für
Unternehmen als auch für
Privatanwender weitrei-
chende Folgen hat.
Das Risiko der Untätig-
keit: Warum Windows
10 zum Problem wird
Viele Nutzer scheuen den
Umstieg, solange das ge-
wohnte System noch läuft.
Doch die Nachteile des
Verbleibs überwiegen
bereits jetzt massiv. Ohne
regelmäßige Sicherheits-
Updates werden neu ent-
deckte Schwachstellen
nicht mehr geschlossen –
eine offene Tür für Ran-
somware und Datenklau.
Microsoft bietet zwar eine
kostenpflichtige Support-
Verlängerung an, doch

- Anzeige -

diese ist kostspielig und die
Gebühren verdoppeln sich
jährlich. Es ist eine Investiti-
on in die Vergangenheit,
die keine einzige neue
Funktion bietet und das IT-
Budget unnötig belastet.

Der Nutzen von Windows
11: Sicherheit als Funda-
ment
Der Umstieg auf Windows
11 ist weit mehr als nur eine
neue Optik. Der entschei-
dende Vorteil liegt unter
der Oberfläche: Die Sicher-
heit zieht direkt in die Hard-
ware ein. Windows 11 setzt

moderne Sicherheitschips
(TPM 2.0) voraus, die Pass-
wörter und Verschlüsselun-
gen physisch im Gerät
schützen.
Dadurch wird das Gesamt-
system deutlich wider-
standsfähiger gegen mo-
derne Cyber-Angriffe. Zu-
dem profitieren Anwender
von einer spürbar besseren
Performance und Energie-
effizienz, da moderne Hard-
ware und Software optimal
aufeinander abgestimmt
sind. Wer jetzt umsteigt, in-
vestiert nicht nur in neue
Technik, sondern in die
langfristige Betriebssicher-
heit und Effizienz seiner
Arbeitsprozesse.
Der Blick in die Cloud:
Microsoft 365 und seine
Alternativen
Eng verknüpft mit dem Be-
triebssystem ist oft die Nut-
zung von Büro-Software
wie Microsoft 365. Der Vor-
teil liegt auf der Hand: Die
nahtlose Zusammenarbeit
im Team und die Synchro-
nisation von E-Mails und

Terminen über alle Geräte
hinweg bieten einen enor-
men Komfort. Doch dieser
Komfort hat einen Preis in
Form von Abhängigkeiten.
Obwohl Microsoft Server in
Deutschland betreibt, be-
steht durch US-Gesetze wie
den „CLOUD Act“ eine the-
oretische Zugriffsmöglich-
keit durch US-Behörden, da
die Anbieter US-Recht un-
terliegen. Wer absolute Da-
tensouveränität benötigt,
kann auf alternative Office-
Lösungen setzen. Diese bie-
ten oft mehr Kontrolle über
den Speicherort der Daten
und sind teilweise kosten-
günstiger, bringen jedoch
im Gegenzug meist Einbu-
ßen beim Bedienkomfort
und der Vernetzung im
Team mit sich.
Fazit: Den richtigen Weg
finden
Die Modernisierung der IT
ist eine strategische Ent-
scheidung. Es gilt abzuwä-
gen, wie viel Cloud-Komfort
notwendig ist und wie viel
Datensicherheit lokal blei-

Hendrik Hauß,
Coreprotect

Windows 11: Warum der Wechsel jetzt zur Pflichtaufgabe wird

ben muss. Klar ist jedoch:
Ein Festhalten an Windows
10 ist keine Option mehr.
Die Wahl eines erfahrenen
Systemhauses ist hierbei un-
erlässlich. Ein neutraler Ex-
perte kann objektiv bewer-
ten, welche Hardware für
Windows 11 wirklich nötig
ist und welches Software-
Modell am besten zum tat-
sächlichen Bedarf passt. Ziel

ist eine IT-Infrastruktur,
die sicher, bezahlbar und
zukunftsfähig bleibt.

Dieser Beitrag informiert
über aktuelle IT-Entwick-
lungen im Lahn-Dill-Kreis.
Für eine individuelle Ana-
lyse Ihrer IT-Infrastruktur
empfiehlt sich das Ge-
spräch mit einem qualifi-
zierten Fachmann vor Ort.

Christdemokraten für das Leben (CDL) Hessen wählt neuen Landesvorstand
(R.T.) Auf ihrer Mitglieder-
versammlung in Königstein
Anfang Juni hat der CDL-
Landesverband Hessen ei-
nen neuen Vorstand ge-
wählt. Die seit 2018 amtie-
rende Vorsitzende Cornelia
Kaminski eröffnete die Ver-
anstaltung mit einem aktu-
ellen Vortrag zu einem bri-

santen politischen Thema:
„Markt, Möglichkeiten,
Menschenwürde – Was
zählt bei der Leihmutter-
schaft?“, in dem sie mit gro-
ßer Expertise über die viel-
fältigen Möglichkeiten und
wachsenden Gefahren ei-
ner Kommerzialisierung der
vermeintlichen „Leihmut-

ter“ aufklärte und neue
wissenschaftliche Fakten
und Zahlen dazu präsen-
tierte. An den Vortrag
schloss sich eine lebhafte
Diskussion an, bei der deut-
lich wurde, daß es massiven
politischen Druck in Rich-
tung Zulassung der Leih-
mutterschaft auch in

Deutschland gibt, dem sich
aber die regierenden Uni-
onsparteien erfreulicher-
weise bisher klar widersetzt
haben. Dies gelte es weiter
vor allem auch im Interesse
des Kindeswohles zu bestä-
tigen. In ihrem Rechen-
schaftsbericht bekräftigte
die bisherige Landesvorsit-
zende: „Der Einsatz für die
Menschenwürde und das
Recht auf Leben ist leider
nicht nur notwendig, son-
dern wird zunehmend eine
Herausforderung. Dass
auch ein ungeborener
Mensch ein Recht auf Le-
ben hat, ist für viele Men-
schen - auch in der Politik –
offensichtlich keine Selbst-
verständlichkeit mehr, son-
dern muss immer wieder im
Dialog und mit sachlichen
Argumenten betont und ein-
gefordert werden. Die Eh-
renvorsitzende der CDL,
Mechthild Löhr, dankte Frau
Kaminski im Namen der CDL
für ihre langjährige enga-
gierte politische Arbeit.

Bei der anschließenden
Vorstandswahl wurden neu

gewählt: Mechthild Löhr
(Vorsitzende) Raif Toma
und Völker Höhler (Stellv.
Vorsitzende) sowie Leon-
hard Helm und Christian
Steidl

Die Versammlung bekräf-
tigte erneut die grundle-
gende Bedeutung des Le-
bensschutzes als Kernanlie-
gen christlich-demokrati-
scher Politik. Niemand habe
Recht hat, über den Wert
des Lebens oder das Able-
ben eines anderen Men-
schen zu entscheiden, ob
ungeboren oder alt, ob
krank oder lebensmüde.
Das Recht auf Leben müsse
uneingeschränkt gewahrt
und geschützt werden. Der
neu gewählte Landesvor-
stand sieht sich so weiterhin
dem umfassenden Schutz
des Rechts auf Leben und
dem christlichen Menschen-
bild verpflichtet. Mechthild
Löhr: „Für 94 % der CDU-
Mitglieder ist laut letzter
Mitgliederbefragung der
„Lebensschutz“ eines der
wichtigsten Themen, das
für die politische Glaubwür-

digkeit und das Profil der
Partei auch zukünftig
besonders relevant ist. Als
CDL in Hessen wollen wir
uns weiterhin im Land in-
tensiv für eine Verbesse-
rung des Lebensschutzes
von der Zeugung an poli-
tisch einsetzen.“, so Löhr.

Die CDL Hessen bekräftigt
ihre Überzeugung, dass der
Schutz nicht relativiert wer-
den darf. Dazu bedarf es
verstärkt der Information
und Aufklärung im politi-
schen und gesellschaftli-
chen Umfeld auch in Hes-
sen. Der neu gewählte Lan-
desvorstand der CDL Hes-
sen wird sich deshalb auch
in den kommenden Jahren
mit Nachdruck öffentlich
für den Schutz des mensch-
lichen Lebens in allen sei-
nen Phasen einsetzen und
die gesellschaftliche Debat-
te hierzu aktiv mitzugestal-
ten.

Die CDL ist eine überkon-
fessionelle Lebensrechtsin-
itiative, die von Mitgliedern
der CDU/CSU gegründet
und getragen wird.

Richtig so

Scheinvaterschaften endlich bekämpfen
(red). Nach Auffassung der
CDU-Fraktion im Deutschen
Bundestag ist das Gesetz
zur besseren Verhinderung
missbräuchlicher Anerken-
nung der Vaterschaft zwin-
gend notwendig, weil da-
mit eine Lücke im Aufent-
haltsrecht geschlossen wird.
Fakt ist:  dass Männer mit
deutscher Staatsangehörig-
keit oder unbefristetem
Aufenthaltsrecht, die Vater-
schaft für ein ausländisches
Kind anerkennen, um beim
Kind den Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit
zu begründen, so dass da-
mit Familiennachzug mög-
lich ist. Das ist ein durchaus
florierendes Geschäft, wo-
bei es naturgemäß ein gro-

ßes Dunkelfeld gibt. Wenn
jetzt ein Anlass für Miss-
brauch vermutet werden
kann, ist die Vaterschafts-
anerkennung nur bei vorhe-
riger Zustimmung der Aus-
länderbehörde möglich. Das
heißt, das Standesamt kann
die entsprechende Eintra-
gung eines „Vaters“ entspre-
chend zurückweisen.

DNA-Abgleich sinnvoll
Am einfachsten wäre es,
wenn man in den in der Sa-
che berechtigten Gesetz-
entwurf noch den Zwang
zum DNA-Abgleich einbau-
en würde. Es wäre bürokra-
tieärmer, leichter zu hand-
haben und hätte zugleich
einen präventiven Aspekt

und Zweifel an der Vater-
schaft können nicht mehr
auftreten. Macht man den
Abgleich nicht, liegt es letz-
ten Endes im Ermessen der
Ausländerbehörde, die häu-
fig genug völlig überlastet
ist, ob sie sich der Mühe
unterzieht eine Anerken-
nung zu überprüfen. Der
Schritt ist richtig, aber ob
er letzten Endes praxistaug-
lich ist, wird sich zeigen.

IM
WETZLAR-
KURIER
INSERIEREN

wetzlar-kurier.de
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Pizzeria Memo heute in Wetzlar

Im Westend · An der Kommandantur 9, 35578 Wetzlar · Tel.: 06441 - 56 70 35

-Anzeige-

(im Westend – ehem. Sixt.v.Armin-Kaserne)

www.pizzeria-memo-wetzlar.de

Pizzeria-Memo in Wetzlar

Räume für Feierlichkeiten aller Art
bis zu 60 Personen (Geburtstagsfeier, Hoch-
zeit, Taufe, o.a.)

Wir freuen uns auf Ihren Besuch.

Büffet vor Ort und Lieferservice incl. Buffet
Kommen Sie einfach vorbei oder reservieren Sie
vorher unter:
Tel.: 06441-567035 oder 06441-5693640.

Öffnungszeiten: Täglich 11 - 14 Uhr und 17 - 22 Uhr • Mittwoch Ruhetag

NEU: unser Biergarten

auch für Transporter

Das spricht für uns:
Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

110000 Exemplare

●●●●●

●●●●●

●●●●●

●●●●●

IM
WETZLAR-KURIER
INSERIEREN

Wetzlarer Literaturfestival

Schwerpunkt Österreich mit Unterstützung der
Deutsch-Österreichischen Gesellschaft Wetzlar

(red). Beim diesjährigen
Wetzlarer Literaturfestival
lag ein Fokus auf Öster-
reich, nicht zuletzt wegen
der Partnerschaft auch zwi-
schen dem Wetzlarer Stadt-
teil Garbenheim und Reith
bei Kitzbühel. So konnten
die Verantwortlichen um
Jörg Braunsdorf und Klaus

Tschakert zwei renommier-
te österreichische Autor-
innen für die Veranstaltung
in der Stadtbibliothek in der
Bahnhofstraße gewinnen.
Kora Travnicek, die bekannt
ist für Kinder- und Jugend-
bücher, sowie die Bestsel-
ler-Autorin Eva Rossmann,
bekannt für kulinarische

Unser Foto zeigt von links nach rechts Uschi Ufer, Ingeborg Koster, Fritz Ufer, Conny
Loh, Randi Moritz, Peter Wenzel und Friedl Steinruck.

Krimis.
Die DÖG hatte passend

zum Thema am Abend für
entsprechende Weine,
Häppchen und Süßigkeiten
gesorgt.

Der Vorstand hatte sich
wie immer unentgeltlich in
den Dienst der guten Sache
gestellt.

(red). Im Rahmen der Jah-
resabschlussfahrten waren
jetzt Schüler der August-
Bebel-Schule mit engagier-
ten Kolleginnen und Kolle-
gen mit einigen Klassen in
Wetzlars Partnerstadt Schl-
adming, wo sie unter ande-
rem im Rahmen des Pro-
gramms von Bürgermeister
Hermann Trinker persönlich
begrüßt wurden, der ihnen
ein klein wenig die Ge-
schichte der Stadtgemein-
de nahebrachte sowie auf
die die unendlich vielfälti-
gen Freizeitmöglichkeiten,
ob im Sommer oder im Win-
ter, aufmerksam machte.

Auf dem Foto sind ein Teil
der Schüler mit Bürgermeis-
ter Trinker (links) und Ale-
xandra Berghäuser, Schrift-
führerin im Vorstand der
Deutsch-Österreichischen
Gesellschaft, zu sehen, die
den Dank der Kolleginnen
und Kollegen entgegen-
nahm, die sich im Sinne der
Schüler für einen Zuschuss in
Höhe von 1000 Euro für die
Klassenfahrt bedankten.

Der Vorstand der DÖG, so
Präsident Hans-Jürgen Ir-
mer, seine Stellvertreter In-
geborg Koster und Martin
Dietz sowie Schatzmeister
Peter Wenzel, habe schon
vor einigen Jahren be-
schlossen, Fahrten von
Schulklassen oder auch Ju-

Bebel-Schüler in Schladming

DÖG-Zuschuss von 1000 Euro

gendclubs in die Wetzlarer
Partnerstadt mit jeweils
1000 Euro zu unterstützen.
„Ziel ist es, damit nicht nur
die Partnerschaft als solche
zu beleben, zu intensivie-
ren, sondern auch einen
Beitrag zur Völkerverstän-
digung zu leisten. Solche
Aufenthalte prägen junge
Menschen in aller Regel
sehr positiv. Dies gilt in ers-
ter Linie für Gespräche und
Begegnungen vor Ort, gilt
aber auch für Eindrücke wie
die herrliche Landschaft,
Täler, Seen, Berge, gemein-
same Wanderungen oder
auch Kultur und Geschichts-
veranstaltungen“, so Irmer.

Die DÖG, die mittlerweile
knapp 500 Mitglieder hat
und am 19. September in
der Stadthalle Wetzlar in
Form einer großen Gala ih-
ren 40. Geburtstag feiert,
wird auch in Zukunft gezielt
diesen Jugendaustausch
fördern. Wer als Verein
oder als Schule Interesse
hat, eine kurze E-Mail an
info@dög-wetzlar.de reicht
aus.

Ein besonderer Dank gehe
an die Stadtgemeinde Schl-
adming, so Irmer, die es sich
nicht nehmen lasse, Wetz-
larer Jugendgruppen zu
empfangen. Es sei keine
Selbstverständlichkeit, dass
sich auch der Bürgermeis-

Bürgermeister Hermann Trinker lks. begrüßte die Schülergruppe persönlich

ter höchstpersönlich die
Zeit nehme. Deshalb ein
herzliches Dankeschön an
Bürgermeister Trinker und
alle Vertreter des Gemein-
derates, die diese Partner-
schaft ebenfalls parteiüber-
greifend unterstützen.
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-Anzeige-

Jetzt anmelden und einen
besonderen Tag voller
automobiler Leiden-
schaft, Kulinarik und Ge-
meinschaft erleben!

Motorenklang, stilvolle
Klassiker und unvergess-
liche Momente: Die 6. Pas-
tori Classic am 5.9. ver-
spricht erneut ein High-
light für Liebhaber histo-
rischer Fahrzeuge und
alle, die besondere Erleb-
nisse schätzen.

Freuen Sie sich auf eine
abwechslungsreiche Aus-
fahrt durch die reizvolle
Landschaft der Region,
spannende Gespräche mit
Gleichgesinnten und die
Gelegenheit, beeindru-
ckende Oldtimer und

verbindet automobile Lei-
denschaft mit Gastfreund-

schaft und kulinarischem
Genuss.

auch die Pastori Classic, die
sich in den vergangenen
Jahren zu einem beliebten
Treffpunkt für Freunde
klassischer Fahrzeuge ent-
wickelt hat.

Die Anmeldung zur Pas-
tori Classic ist ab sofort
möglich. Sichern Sie sich
rechtzeitig Ihren Platz und

Youngtimer hautnah zu er-
leben. Ob als Fahrer, Bei-

fahrer oder begeisterter
Besucher, die Pastori Classic

Dreh- und Angelpunkt ist
das Pastori in Weilmünster,
das mit seinem einzigarti-
gen Ambiente den perfek-
ten Rahmen für einen Tag
voller Fahrfreude, Genuss
und Unterhaltung bietet.
Die immer wieder neuen
und einzigartigen Prüfun-
gen mit großen Baufahr-
zeugen und Equipment des
Schäfer Bauunternehmens
begeistern die Teilnehmen-
den und bleiben lange in
Erinnerung. Am Abend fin-
det nach einem Menü die
Preisverleihung im Kinosaal
des Pastori statt.

Die Eventlocation steht
für besondere Momente,
hochwertige Küche und ein
herzliches Miteinander. Ge-
nau diese Werte prägen

Pastori Classic – Fahrfreude trifft Genuss

Am 5.9. lädt das Pastori in Weilmünster zur
6. Oldtimerrallye ein.

werden Sie Teil eines
Events, das Fahrkultur, Le-
bensfreude und Gemein-
schaft auf besondere Wei-
se verbindet.

Alle Informationen finden
Sie auf www.pastori-
drivingevents.de

Wunderschönes Platzkonzert mit Hansi Schitter am Eisenmarkt

Der DÖG-Vorstand verstärkt um Künstlerin Steffi Godow

Hansi Schitter, der einmal mehr brillierte. Ein unglaub-
lich vielseitiger Künstler

Die Models wussten zu überzeugen

(red). Es war eine gelunge-
ne Gemeinschaftsaktion der
Deutsch-Österreichischen-
Gesellschaft Wetzlar, der
Modeboutique Götzl in der
„zur Alten Münz“ und des
Altstadtvereins unter Ver-
antwortung von Bernd
Butz.

Die DÖG hatte zum tradi-
tionellen Platzkonzert er-
neut Hansi Schitter einge-
laden. Im letzten Jahr wur-
de das Ganze erweitert um

eine Modenschau des Mo-
dehauses Götzl und in die-
sem Jahr noch einmal er-
weitert mit dem Altstadt-
verein, der in der Altstadt
22 Oldtimer präsentierte
und seine Bon-Aktion star-
tete. Ziel aller Veranstalter
war es einer-seits, sich selbst
zu präsentieren, anderer-
seits aber deutlich zu ma-
chen, dass Wetzlar eine
wunderschöne Altstadt hat.
Dazu musikalisch beigetra-

gen hat natürlich Hansi
Schitter, der mit sehr kur-
zen Unterbrechungen von
11.00 - 15.30 Uhr sein Kön-
nen bestens unter Beweis
gestellt hatte. Auch die um-
liegenden gastronomischen
Betriebe hatten gezielt ge-
öffnet, wie die Lebenshilfe
mit kulinarischen Angebo-
ten, das Shamrock, wie
auch die „Drei“.

Das Sahnehäubchen
obenauf, die Gemäldeaus-

Stadthalle Aßlar
Inh. Familie Sorrentino

Mühlgrabenstraße 1 · 35614 Aßlar · Telefon 0 64 41 / 84 82
Öffnungszeiten:

11.30 - 14.30 Uhr und von 17.30 - 24.00 Uhr
Warme Küche: 11.30 - 14.30 Uhr und von 17.30 - 23.30 Uhr

Nachmittags nach Terminvereinbarung geöffnet

Folgende Räumlichkeiten stehen Ihnen für Ihre Veranstaltungen,
Familienfeiern und Seminare zur Verfügung:

• Saal, 600 Personen • Bornberg-Saal 100 Personen • Clubraum, 70 Personen
• Clubraum, 30 Personen • Restaurant, 60 Personen • Bierstube, 30 Personen

• 3 Kegelbahnen • Biergarten mit 40 Sitzplätzen

Parkplätze für Busse und Pkw´s zahlreich vorhanden

stellung von Steffi Godow,
eine begnadete Künstlerin,
die schon in der ehemali-
gen Bücherstube Burgmann
Gemälde ausstellte, sowie
im Modehaus Götzl.

Kurzum eine überaus ge-
lungene Aktion, bei der
auch die attraktiven Models
des Modehauses Götzl, wie
schon im letzten Jahr, per-
fekt präsentieren und über-
zeugen konnten.

110.000 KURIERWETZLAR

Erscheint monatlich
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Zum traditionellen Preis-
skat lädt der Kreisver-
band der CDU Lahn-Dill
alle Freunde des schönen

Skatspiels ein. Startgeld
10 Euro. Zu gewinnen
gibt es viele attraktive
Sach- und Geldpreise

Sonntag, 16.08.2026, 14 Uhr

27. Skatturnier
der CDU Lahn-Dill
Gaststätte des VfB Aßlar,
Mühlgrabenstr. 2 in Aßlar.

Dreschhallenmarkt Münchhausen
10.7.2026, 11 – 17 Uhr

(M.M.) Direkt in und vor den Toren der alten Dreschhalle in Münchhausen können
bewusste Verbraucher am Freitag, den 10.7. von 11 bis 17 Uhr auf einem schönen
Bauernmarkt Spezialitäten vom Lande in herrlich dörflicher Umgebung kaufen.

Unter dem Motto „Frisch vermarktet – ein kleiner Ort wird zum Ziel für Genießer
und Treffpunkt für alle“ werden an über 30 Ständen die unterschiedlichsten Kunden-
wünsche erfüllt: Schinken- und Käsespezialitäten, Obst und Gemüse, Eier, Honig,

Winzerweine aus Rheinhes-
sen, Liköre und Brände aus
dem Rheingau, frisches Bau-
ernbrot, Olivenöle aus Itali-
en, Wolle und Handarbeits-
zubehör, Dekoware und
vieles mehr, lädt zum Ein-
kaufen ein. Weitere Markt-
tage 2026 sind der 14.8.,
11.9. und 9.10.

Bitte die ausgewiesenen
Parkflächen nutzen! Der
Förderverein Münchhausen
e.V. freut sich auf alle Besu-
cher!
Weitere Informationen er-
halten Sie auf Facebook so-
wie auf der Homepage der
Gemeinde Driedorf
(www.driedorf.de) und des
Fördervereins Münchhau-
sen e.V. (www.dreschhalle-
muenchausen.de)

Radtouren in die Vergangenheit
(red). Wer eine Inspiration
für die nächste Fahrradsai-
son sucht, wird bei Rupert
Heigl fündig. In seinem im
Parzellers Buchverlag er-
schienenen Buch „Radtou-
ren in die Vergangen-
heit“ präsentiert der Au-
tor aus Solms zehn außer-
gewöhnliche Routen in und
um Hessen, die Sport und
Geschichte auf einzigartige
Weise verknüpfen. Basis für
den charmanten Radführer
sind Heigls private Auf-
zeichnungen, die er über

Jahre hinweg gesammelt
hat. Das Buch weckt längst
vergessene Historie auf
zwei Rädern. Wer erinnert
sich heute noch an die
„Whisky-Wodka-Linie“, die
im Kalten Krieg zu einem
Gebietstausch zwischen
Hessen und Thüringen führ-
te? Heigl nimmt seine Leser
mit zu vergessenen Orten
wie einer Raketenrenn-
bahn, der geschichtsträch-
tigen Opel-Rennbahn bei
Rüsselsheim oder auf
Grenzgänge ent-lang des
ehemaligen Todesstreifens.
Doch auch lokale Geheim-
tipps wie der Welschenweg
der Hugenotten oder der
„Balkan-Express“ von Hai-
ger zum Flugplatz Breit-
scheid werden beleuchtet.
Kurzum, es sind sehr viele
wunderbare Anregungen
im Rahmen von zehn groß-
artigen Radtouren, die den
Sport, die Freizeit und His-
torie mehr als gelungen
miteinander verbinden. Rad-
touren in die Vergangenheit,
Rupert Heigl, Parzellers
Buchverlag, 12.00 Euro

Liechtensteinische Schriftstellerin Doris Beck zu Gast in Wetzlar
(B.R.) Anlässlich des Welt-
tages des Buches war auf Ein-
ladung des Deutsch-Liech-
tensteinischen Freundeskrei-
ses die liechtensteini-
sche Schriftstellerin
Doris Beck zu Gast in
Wetzlar. In den Räu-
men der Schnitzler‘-
schen Buchhandlung
las sie aus ihrem neu-
en Roman „Leben fin-
den“, den Sie gerade
erst auf der Leipziger
Buchmesse vorgestellt
hatte.

Doris Beck, 1961 in
Liechtenstein gebo-
ren, war viele Jahre
als Unternehmensbe-
raterin und Abgeord-
nete im liechtenstei-
nischen Parlament tä-
tig, bevor der plötzli-
che Tod ihres Lebenspart-
ners 2020 ihr Leben aus der
Bahn warf. Halt fand sie im
Schreiben: zunächst im Me-

moir „Gespräche mit Dir“,
dann im Roman „Leben fin-
den“, beide erschienen im
Bucher Verlag, Hohenems

(A). Darin ringt die Hauptfi-
gur Susan mit Trauer, famili-
ären Loyalitäten, der Nach-
folge im Familienunterneh-

men und der Frage, wie sie
aus der „zweiten Reihe“
heraus zur Kapitänin ihres
eigenen Lebens werden

kann.
Die Gäste erlebten eine

konzentrierte, aber zu-
gleich humorvoll kommen-

tierte Lesung, in der Beck
Ausschnitte aus verschiede-
nen Lebensphasen ihrer Fi-
gur vortrug. Von Momen-
ten tiefster Verzweiflung
bis hin zu Szenen der Be-
freiung. Boris Rupp, Spre-
cher des Freundeskreises,
bedankte sich abschließend
bei dem liechtensteinischen
Gast und der Schnitzler-
schen Buchhandlung sowie
der Kulturstiftung Liechten-
stein und dem Kulturförder-
ring Wetzlar für die Unter-
stützung.

Eine sympathische Schrift-
stellerin präsentierte nicht
nur ihren neuen Roman,
sondern auch ihr Land und
damit, dass Liechtenstein
auch kulturell einiges zu
bieten hat.v. l. Doris Beck, Boris Rupp, Frank J. Kontz , Henning Rühl

    (Foto: Pia Thauwald)




	07WK01
	07WK02
	07WK03
	07WK04
	07WK05
	07WK06
	07WK07
	07WK08
	07WK09
	07WK10
	07WK11
	07WK12
	07WK13
	07WK14
	07WK15
	07WK16

